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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1952/2005 DES RATES

vom 23. November 2005

über die gemeinsame Marktorganisation für Hopfen und zur Aufhebung der Verordnungen
(EWG) Nr. 1696/71, (EWG) Nr. 1037/72, (EWG) Nr. 879/73 und (EWG) Nr. 1981/82

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 36 und Artikel 37 Ab-
satz 2 Unterabsatz 3,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 des Rates vom 26.
Juli 1971 über die gemeinsame Marktorganisation für
Hopfen (3) hat mehrfach erhebliche Änderungen erfahren,
insbesondere durch die Verordnung (EG) Nr. 1782/2003
des Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen
Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsa-
men Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelun-
gen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe (4). Im Inte-
resse der Klarheit sollte die Verordnung (EWG) Nr.
1696/71 aufgehoben und ersetzt werden.

(2) Ferner sind folgende Verordnungen aufzuheben, die
durch die Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 gegenstands-
los wurden: die Verordnung (EWG) Nr. 1037/72 des
Rates vom 18. Mai 1972 zur Festlegung der Grundregeln

für die Gewährung und Finanzierung einer Beihilfe für
Hopfenerzeuger (5), die Verordnung (EWG) Nr. 1981/82
des Rates vom 19. Juli 1982 zur Festlegung des Ver-
zeichnisses der Gemeinschaftsgebiete, in denen die Pro-
duktionsbeihilfe für Hopfen nur anerkannten Erzeugerge-
meinschaften gewährt wird (6), und die Verordnung
(EWG) Nr. 879/73 des Rates vom 26. März 1973 über
die Gewährung der Beihilfen der Mitgliedstaaten an die
anerkannten Hopfenerzeugergemeinschaften und die Er-
stattung dieser Beihilfen (7). Da jedoch Slowenien die Be-
triebsprämienregelung erst ab 1. Januar 2007 anwendet,
ist vorzusehen, dass Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr.
1696/71 sowie die Verordnungen (EWG) Nr. 1037/72
und (EWG) Nr. 1981/82 dort bis zur Ernte 2006 weiter
Anwendung finden.

(3) Pflanzensäfte und -auszüge von Hopfen und Hopfen sind
weitgehend untereinander austauschbar. Um die Ziele
von Artikel 33 des Vertrags zu verwirklichen und die
volle Anwendung der gemeinsamen Agrarpolitik im
Hopfensektor zu gewährleisten, sind die Vorschriften
über den Handel mit Drittländern und über die Vermark-
tung von Hopfen daher auf Pflanzensäfte und -auszüge
von Hopfen auszudehnen.

(4) Um den Erzeugern eine angemessene Lebenshaltung zu
sichern, hat die Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 Beihil-
feregelungen für bestimmte Erzeugnisse einschließlich
Hopfen vorgesehen.

(5) Auf Gemeinschaftsebene muss eine Qualitätspolitik ver-
folgt werden, und zwar durch die Anwendung einer Be-
scheinigungsregelung mit Bestimmungen, die grundsätz-
lich die Vermarktung von Erzeugnissen verbieten, für die
keine Qualitätsbescheinigung erteilt wurde, oder von ein-
geführten Erzeugnissen, die entsprechenden Mindestqua-
litätsmerkmalen nicht genügen.

(6) Um den Markt zu stabilisieren und die Belieferung der
Verbraucher zu angemessenen Preisen sicherzustellen,
muss die Zusammenfassung des Angebots und die ge-
meinsame Anpassung der Erzeugung an die Markterfor-
dernisse durch die Landwirte gefördert werden.
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(7) Der Zusammenschluss der Erzeuger in Organisationen,
die für ihre Mitglieder die Verpflichtung zur Einhaltung
bestimmter gemeinsamer Regeln vorsehen, ist geeignet,
die Verwirklichung der Ziele von Artikel 33 des Vertrags
zu fördern.

(8) Um Diskriminierungen zwischen den Erzeugern zu ver-
meiden und die Einheitlichkeit und Wirksamkeit der
Maßnahmen zu gewährleisten, sind für die gesamte
Gemeinschaft die Voraussetzungen festzulegen, welche
die Erzeugergemeinschaften erfüllen müssen, um von
den Mitgliedstaaten anerkannt zu werden. Damit eine
wirksame Zusammenfassung des Angebots erreicht
wird, ist es insbesondere erforderlich, dass die Erzeuger-
gemeinschaften eine ausreichende wirtschaftliche Größe
vorweisen und die gesamte Produktion der angeschlosse-
nen Erzeuger durch die Erzeugergemeinschaft selbst oder
von den Erzeugern nach gemeinsamen Regeln vermarktet
wird.

(9) Aufgrund der geplanten Maßnahmen sollte eine Einfuhr-
regelung vorgesehen werden, die sich nur auf die An-
wendung des Gemeinsamen Zolltarifs erstreckt.

(10) Unter Berücksichtigung der gesamten Maßnahmen sollte
auf die Anwendung von mengenmäßigen Beschränkun-
gen an den Außengrenzen der Gemeinschaft verzichtet
werden. Dieses Verfahren kann sich jedoch ausnahms-
weise als unzureichend erweisen. Damit der Gemein-
schaftsmarkt in solchen Fällen nicht ungeschützt Störun-
gen ausgesetzt ist, sollte die Gemeinschaft in der Lage
sein, umgehend alle erforderlichen Maßnahmen zu tref-
fen. Alle diese Maßnahmen müssen mit den internationa-
len Verpflichtungen der Gemeinschaft im Einklang ste-
hen.

(11) Die Funktionsweise des Binnenmarkts würde durch die
Gewährung staatlicher Beihilfen beeinträchtigt. Daher
müssen die Vorschriften des Vertrags über staatliche Bei-
hilfen auf die unter die gemeinsame Marktorganisation
für Hopfen fallenden Erzeugnisse Anwendung finden.

(12) Die Erfahrung bei der Anwendung der Verordnung
(EWG) Nr. 1696/71 hat gezeigt, dass vorbeugende Maß-
nahmen vorgesehen werden müssen, wenn strukturelle
Überschüsse oder Marktstörungen drohen.

(13) Es ist von Nutzen, über ausreichende Informationen zur
Marktlage und zu den Entwicklungsaussichten des Ge-
meinschaftsmarktes zu verfügen. Daher ist die Registrie-
rung aller Lieferverträge über in der Gemeinschaft erzeug-
ten Hopfen vorzusehen.

(14) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen
Maßnahmen sind gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Moda-
litäten für die Ausübung der der Kommission übertrage-
nen Durchführungsbefugnisse (1) zu erlassen.

(15) Der Übergang von der Regelung der Verordnung (EG) Nr.
1696/71 zur Regelung der vorliegenden Verordnung
könnte Probleme aufwerfen, die in dieser Verordnung
nicht berücksichtigt sind. Um Schwierigkeiten dieser Art
zu begegnen, sollte die Kommission ermächtigt werden,
Übergangsmaßnahmen zu treffen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

ZWECK UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1

(1) Es wird eine gemeinsame Marktorganisation für Hopfen
geschaffen, die Vorschriften über die Vermarktung, die Erzeuger-
gemeinschaften und den Handel mit Drittländern für folgende
Erzeugnisse umfasst:

KN-Code Warenbezeichnung

1210 Hopfen (Blütenzapfen), frisch oder getrocknet, auch
gemahlen, sonst zerkleinert oder in Form von Pellets;
Hopfenmehl (Lupulin)

(2) Die Vorschriften über die Vermarktung und den Handel
mit Drittländern gelten auch für folgende Erzeugnisse:

KN-Code Warenbezeichnung

1302 13 00 Pflanzensäfte und Pflanzenauszüge von Hopfen

Artikel 2

Im Rahmen dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestim-
mungen:

a) Hopfen: die getrockneten Blütenstände, auch Blütenzapfen
genannt, der (weiblichen) Hopfenpflanze (humulus lupulus);
diese grüngelben, eiförmigen Blütenstände haben einen Stiel;
ihre größte Abmessung schwankt im Allgemeinen zwischen
2 und 5 cm;
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b) Hopfenpulver: das durch Mahlen des Hopfens gewonnene
Erzeugnis, das alle natürlichen Bestandteile des Hopfens ent-
hält;

c) Lupulin-angereichertes Hopfenpulver: das durch Mahlen des
Hopfens nach teilweiser mechanischer Aussonderung der
Blätter, Stängel, Doldenblätter und Spindeln gewonnene Er-
zeugnis;

d) Hopfenextrakt: die mit Hilfe von Lösungsmitteln aus Hopfen
oder Hopfenpulver gewonnenen konzentrierten Erzeugnisse;

e) Hopfen-Mischerzeugnisse: die Mischung zweier oder mehre-
rer der unter Buchstabe a bis d genannten Erzeugnisse.

Artikel 3

Diese Verordnung gilt unbeschadet der Bestimmungen der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1782/2003.

KAPITEL II

VERMARKTUNG

Artikel 4

(1) Die in Artikel 1 genannten, in der Gemeinschaft geern-
teten oder hergestellten Erzeugnisse unterliegen einem Beschei-
nigungsverfahren.

(2) Die Bescheinigung wird nur für Erzeugnisse erteilt, welche
die Mindestqualitätsmerkmale für eine bestimmte Vermark-
tungsstufe aufweisen. Für Hopfenpulver, Lupulin-angereichertes
Hopfenpulver, Hopfenextrakt und Hopfen-Mischerzeugnisse
wird die Bescheinigung nur erteilt, wenn der Alpha-Säure-Gehalt
dieser Erzeugnisse mindestens dem des Hopfens entspricht, aus
dem sie gewonnen wurden.

(3) Die Bescheinigung muss mindestens folgende Angaben
enthalten:

a) den Ort bzw. die Orte der Hopfenerzeugung,

b) das Erntejahr bzw. die Erntejahre,

c) die Sorte bzw. die Sorten.

Artikel 5

(1) Die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse dürfen nur in
Verkehr gebracht oder ausgeführt werden, wenn die Bescheini-
gung nach Artikel 4 erteilt worden ist.

Bei eingeführten Erzeugnissen nach Artikel 1 wird die Beschei-
nigung nach Artikel 9 Absatz 2 als gleichwertig anerkannt.

(2) Abweichungen von Absatz 1 können nach dem Verfah-
ren von Artikel 16 Absatz 2 beschlossen werden

a) mit Rücksicht auf die kommerziellen Anforderungen be-
stimmter Drittländer oder

b) für Erzeugnisse, die für besondere Verwendungszwecke be-
stimmt sind.

Die Maßnahmen nach Unterabsatz 1

a) dürfen den normalen Absatz der Erzeugnisse, für welche die
Bescheinigung erteilt wurde, nicht beeinträchtigen;

b) müssen gewährleisten, dass eine Verwechslung mit den ge-
nannten Erzeugnissen ausgeschlossen ist.

KAPITEL III

ERZEUGERGEMEINSCHAFTEN

Artikel 6

Im Rahmen dieser Verordnung gilt als „Erzeugergemeinschaft“
ein von einem Mitgliedstaat nach Artikel 7 anerkannter Zusam-
menschluss, der ausschließlich oder — sofern die einzelstaat-
lichen Rechtsvorschriften dies zulassen — hauptsächlich aus
Hopfenerzeugern besteht und auf Initiative der Erzeuger gebildet
wurde, um insbesondere eine oder mehrere der folgenden Auf-
gaben wahrzunehmen:

a) das Angebot zusammenzufassen und zur Stabilisierung des
Marktes beizutragen, indem die gesamte Erzeugung der Mit-
glieder vermarktet oder gegebenenfalls gemäß Artikel 7 Ab-
satz 4 Buchstabe a zu einem höheren Preis aufgekauft wird;

b) die Erzeugung gemeinsam den Markterfordernissen anzupas-
sen und sie insbesondere durch Sortenumstellung, Umstruk-
turierung der Pflanzungen, Absatzförderung und Forschung
im Bereich der Erzeugung und der Vermarktung sowie im
Bereich des integrierten Pflanzenschutzes zu verbessern;

c) die Rationalisierung und Mechanisierung der Anbau- und
Erntearbeiten zu fördern und dadurch die Rentabilität der
Erzeugung und den Umweltschutz zu verbessern;

d) zu entscheiden, welche Hopfensorten von den Mitgliedern
angebaut werden dürfen, und gemeinsame Regeln für die
Erzeugung aufzustellen.

Artikel 7

(1) Für die Anerkennung der Erzeugergemeinschaften ist der
Mitgliedstaat zuständig, in dessen Hoheitsgebiet die Erzeugerge-
meinschaft ihren Sitz hat.
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(2) Die Mitgliedstaaten erkennen auf Antrag die Erzeugerge-
meinschaften an, sofern sie die nachstehenden allgemeinen Vo-
raussetzungen erfüllen:

a) sie müssen Rechtspersönlichkeit oder eine ausreichende
Rechtsfähigkeit besitzen, um nach den einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften Träger von Rechten und Pflichten sein
zu können;

b) sie müssen gemeinsame Regeln für die Erzeugung und Ver-
marktung (erste Vermarktungsstufe) anwenden;

c) ihre Satzung muss für die angeschlossenen Erzeuger die Ver-
pflichtung enthalten,

i) die gemeinsamen Regeln für die Erzeugung sowie die
Entscheidungen über die zu erzeugenden Sorten zu be-
achten,

ii) ihre gesamte Erzeugung durch die Erzeugergemeinschaft
vermarkten zu lassen;

d) sie müssen eine ausreichende wirtschaftliche Größe nachwei-
sen;

e) sie müssen in ihrem gesamten Tätigkeitsbereich jede Diskri-
minierung zwischen Erzeugern oder Erzeugergemeinschaften
der Gemeinschaft, insbesondere aufgrund der Staatsangehö-
rigkeit oder des Niederlassungsortes, ausschließen;

f) sie müssen unterschiedslos jedem Erzeuger, der sich ver-
pflichtet, ihre Satzung einzuhalten, das Recht auf Beitritt
einräumen;

g) ihre Satzung muss Bestimmungen enthalten, mit denen si-
chergestellt wird, dass die Mitglieder auf ihre Mitgliedschaft
verzichten können, wenn sie mindestens drei Jahre Mitglied
waren und mindestens ein Jahr vor ihrem Austritt die Erzeu-
gergemeinschaft davon unterrichtet haben; dies gilt unbe-
schadet der einzelstaatlichen Rechts- oder Verwaltungsvor-
schriften, mit denen in bestimmten Fällen die Erzeugerge-
meinschaft oder deren Gläubiger vor etwaigen finanziellen
Folgen des Austritts eines Mitglieds geschützt oder der Aus-
tritt eines Mitglieds im laufenden Haushaltsjahr verhindert
werden soll;

h) ihre Satzung muss die Verpflichtung enthalten, eine ge-
trennte Buchführung über die Tätigkeiten vorzunehmen,
die Gegenstand der Anerkennung sind;

i) sie dürfen keine beherrschende Stellung in der Gemeinschaft
einnehmen.

(3) Die Verpflichtung nach Absatz 2 Buchstabe c gilt jedoch
nicht für Erzeugnisse, für welche die Erzeuger vor ihrem Beitritt
zu einer Erzeugergemeinschaft Kaufverträge abgeschlossen hat-
ten, sofern die Erzeugergemeinschaft davon unterrichtet wurde
und sie genehmigt hat.

(4) Abweichend von Absatz 2 Buchstabe c Ziffer ii dürfen
die einer Erzeugergemeinschaft angeschlossenen Erzeuger, wenn
die Erzeugergemeinschaft dies zulässt, unter den von ihr festge-
legten Bedingungen

a) die Verpflichtung zur Vermarktung der gesamten Erzeugung
durch die Erzeugergemeinschaft nach Absatz 2 Buchstabe c
Ziffer ii durch eine Vermarktung auf der Grundlage gemein-
samer, in die Satzung aufgenommener Regeln ersetzen, die
gewährleisten, dass die Erzeugergemeinschaft ein Kontroll-
recht hinsichtlich der Verkaufspreise besitzt, diese Preise
von ihr gebilligt werden müssen und sie im Falle der Ableh-
nung den betreffenden Hopfen zu einem höheren Preis ab-
nimmt;

b) Erzeugnisse, die aufgrund ihrer Merkmale von der betref-
fenden Erzeugergemeinschaft im Prinzip nicht gehandelt
werden, über eine andere, von ihrer eigenen Erzeugergemein-
schaft bestimmte Erzeugergemeinschaft vermarkten.

KAPITEL IV

REGELUNG FÜR DEN HANDEL MIT DRITTLÄNDERN

Artikel 8

Vorbehaltlich anders lautender Bestimmungen dieser Verord-
nung finden die Einfuhrzollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs
auf die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse Anwendung.

Artikel 9

(1) Die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse mit Herkunft aus
Drittländern dürfen nur eingeführt werden, wenn sie mindestens
den Qualitätsmerkmalen entsprechen, die für die gleichen in der
Gemeinschaft geernteten oder hergestellten Erzeugnisse gelten.

(2) Bei den in Artikel 1 genannten Erzeugnissen, für die eine
von den Behörden des Ursprungslandes ausgestellte und mit der
Bescheinigung gemäß Artikel 4 als gleichwertig anerkannte Be-
scheinigung vorliegt, gelten die Qualitätsanforderungen nach
Absatz 1 als erfüllt.

Bei Hopfenpulver, Lupulin-angereichertem Hopfenpulver, Hop-
fenextrakt und Hopfen-Mischerzeugnissen wird die Bescheini-
gung nur dann als gleichwertig anerkannt, wenn der Alpha-
Säure-Gehalt dieser Erzeugnisse mindestens dem des Hopfens
entspricht, aus dem sie gewonnen wurden.

Die Gleichwertigkeit der Bescheinigungen wird nach dem Ver-
fahren von Artikel 16 Absatz 2 festgestellt.

Artikel 10

(1) Für die zolltarifliche Einstufung der in Artikel 1 genann-
ten Erzeugnisse gelten die allgemeinen Regeln zur Auslegung
der Kombinierten Nomenklatur und die besonderen Bestim-
mungen zu deren Anwendung. Das Zolltarifschema, das sich
aus der Anwendung dieser Verordnung ergibt, wird in den Ge-
meinsamen Zolltarif übernommen.
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(2) Vorbehaltlich anders lautender Bestimmungen dieser Ver-
ordnung oder aufgrund dieser Verordnung erlassener Bestim-
mungen ist im Handel mit Drittländern Folgendes untersagt:

a) die Erhebung von Abgaben mit gleicher Wirkung wie Zölle,

b) die Anwendung von mengenmäßigen Beschränkungen oder
Maßnahmen gleicher Wirkung.

Artikel 11

(1) Wird der Gemeinschaftsmarkt für eines oder mehrere der
in Artikel 1 genannten Erzeugnisse aufgrund von Ein- oder
Ausfuhren ernstlichen Störungen ausgesetzt oder von ernstli-
chen Störungen bedroht, die möglicherweise die Verwirklichung
der Ziele des Artikels 33 des Vertrags gefährden, so können im
Handel mit Drittländern, die nicht Mitglied der Welthandelsor-
ganisation sind, geeignete Maßnahmen angewandt werden, bis
die Marktstörung behoben ist oder keine Störung mehr droht.

(2) Tritt die in Absatz 1 erwähnte Lage ein, so beschließt die
Kommission auf Antrag eines Mitgliedstaats oder von sich aus
die erforderlichen Maßnahmen. Diese werden den Mitgliedstaa-
ten mitgeteilt und sind unverzüglich anzuwenden. Wurde die
Kommission mit einem Antrag eines Mitgliedstaats befasst, so
entscheidet sie innerhalb von drei Arbeitstagen nach Eingang
des Antrags.

(3) Jeder Mitgliedstaat kann die in Absatz 2 genannten Maß-
nahmen innerhalb von drei Arbeitstagen nach ihrer Mitteilung
dem Rat unterbreiten. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. Er
kann die betreffenden Maßnahmen innerhalb eines Monats nach
dem Tag, an dem sie ihm unterbreitet wurden, mit qualifizierter
Mehrheit ändern oder aufheben.

(4) Die Maßnahmen nach diesem Artikel werden unter Ein-
haltung der Verpflichtungen aus den nach Artikel 300 Absatz 2
des Vertrags geschlossenen Abkommen angewandt.

KAPITEL V

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 12

Soweit in dieser Verordnung nicht anders geregelt, finden die
Artikel 87, 88 und 89 des Vertrags auf die Erzeugung der in
Artikel 1 Absatz 1 dieser Verordnung genannten Erzeugnisse
und den Handel mit diesen Erzeugnissen Anwendung.

Artikel 13

Im Falle drohender Überschüsse oder einer drohenden Störung
der Vermarktungsstruktur kann der Rat auf Vorschlag der Kom-
mission mit qualifizierter Mehrheit geeignete Maßnahmen zur
Vermeidung eines Marktungleichgewichts treffen. Diese Maß-
nahmen können insbesondere einwirken auf

a) das Produktionspotenzial,

b) das Angebotsvolumen,

c) die Vermarktungsbedingungen.

Artikel 14

(1) Alle Lieferverträge über in der Gemeinschaft erzeugten
Hopfen, die zwischen einem Erzeuger bzw. verbundenen Erzeu-
gern einerseits und einem Käufer andererseits geschlossen wor-
den sind, werden durch die hierzu von dem Erzeugermitglied-
staat bestimmten Stellen registriert.

(2) Die vor dem 1. August des Jahres der betreffenden ersten
Ernte geschlossenen Verträge, die sich auf die Lieferung be-
stimmter Mengen zu vereinbarten Preisen während eines Zeit-
raums beziehen, der sich über eine oder mehrere Ernten er-
streckt, werden als „im Voraus geschlossene Verträge“ bezeich-
net. Sie sind Gegenstand einer getrennten Registrierung.

(3) Die Daten, die Gegenstand der Registrierung sind, dürfen
nur für die Zwecke der Anwendung dieser Verordnung verwen-
det werden.

Artikel 15

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen sich gegenseitig
die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen Anga-
ben mit.

Artikel 16

(1) Die Kommission wird von einem Verwaltungsausschuss
für Hopfen (nachstehend „Ausschuss“) unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so finden die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG Anwendung.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf einen Monat festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 17

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verordnung werden
nach dem Verfahren von Artikel 16 Absatz 2 erlassen, insbe-
sondere für

— die Mindestqualitätsmerkmale nach Artikel 4 Absatz 2,

— die Vermarktung nach Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe b,

— die Bestimmungen nach Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe g,

— die Registrierung der Lieferverträge nach Artikel 14,

— die Einzelheiten der Mitteilungen nach Artikel 15.
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KAPITEL VI

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 18

(1) Die Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 wird mit Wirkung
vom 1. Januar 2006 aufgehoben.

Jedoch findet Artikel 7 in Slowenien bis einschließlich der Ernte
2006 weiter Anwendung.

Bezugnahmen auf die Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 gelten
als Bezugnahmen auf die vorliegende Verordnung und sind ge-
mäß der Entsprechungstabelle im Anhang zu lesen.

(2) Die Verordnungen (EWG) Nr. 1037/72, (EWG) Nr.
879/73 und (EWG) Nr. 1981/82 werden mit Wirkung vom
1. Januar 2006 aufgehoben.

Jedoch finden in Slowenien die Verordnungen (EWG) Nr.
1037/72 und (EWG) Nr. 1981/82 bis einschließlich der Ernte
2006 weiter Anwendung.

Artikel 19

(1) Die nach der Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 anerkann-
ten Erzeugergemeinschaften gelten als gemäß der vorliegenden
Verordnung anerkannt.

(2) Maßnahmen zur Erleichterung des Übergangs von der
Reglung der Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 zur Reglung der
vorliegenden Verordnung können nach dem Verfahren von Ar-
tikel 16 Absatz 2 erlassen werden.

Artikel 20

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt ab 1. Januar 2006.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 23. November 2005

Im Namen des Rates
Die Präsidentin
M. BECKETT
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ANHANG

Entsprechungstabelle

Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 Vorliegende Verordnung

Artikel 1 Absatz 1 und 2 Artikel 1

Artikel 1 Absatz 3 Artikel 2

Artikel 1 Absatz 4 —

— Artikel 3

Artikel 2 Absätze 1, 2 und 3 Artikel 4

Artikel 2 Absatz 4 —

Artikel 2 Absatz 5 Artikel 17

Artikel 3 Artikel 5

Artikel 4 —

Artikel 5 Absätze 1 und 2 Artikel 9

Artikel 5 Absatz 3 Artikel 17

Artikel 6 —

Artikel 7 Absatz 1 Buchstaben a, b, c und d Artikel 6

Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe e —

Artikel 7 Absatz 1a und 2 —

Artikel 7 Absatz 3 Buchstabe a Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe b

Artikel 7 Absatz 3 Buchstabe b Unterabsatz 1 Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe c

Artikel 7 Absatz 3 Buchstabe b Unterabsatz 2 Artikel 7 Absatz 3

Artikel 7 Absatz 3 Buchstabe b Unterabsatz 3 Artikel 7 Absatz 4

Artikel 7 Absatz 3 Buchstaben c bis f Artikel 7 Absatz 2 Buchstaben d bis g

Artikel 7 Absatz 3 Buchstabe g Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe a

Artikel 7 Absatz 3 Buchstaben h und i Artikel 7 Absatz 2 Buchstaben h und i

Artikel 7 Absatz 4 Artikel 7 Absatz 1

Artikel 7 Absatz 5 Artikel 17

Artikel 12 —

Artikel 13 —

Artikel 14 Artikel 8

Artikel 15 Artikel 10

Artikel 15a Absatz 1 Unterabsatz 1 Artikel 11 Absatz 1

Artikel 15a Absatz 1 Unterabsatz 2 —

Artikel 15a Absätze 2, 3 und 4 Artikel 11 Absätze 2, 3 und 4

Artikel 16 Artikel 12

Artikel 16a Artikel 13

Artikel 17 —

Artikel 18 Absatz 1 Satz 1 Artikel 15

Artikel 18 Absatz 1 Satz 2 Artikel 17

Artikel 18 Absatz 2 —

Artikel 20 Artikel 16

Artikel 21 —

Artikel 22 —

— Artikel 18

— Artikel 19 Absatz 1

Artikel 23 Unterabsatz 1 Artikel 19 Absatz 2

Artikel 23 Unterabsatz 2 —

Artikel 24 Artikel 20
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1953/2005 DER KOMMISSION

vom 29. November 2005

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen zur
Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), insbesondere auf Ar-
tikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom-
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der
Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in ihrem Anhang
angeführten Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im An-
hang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen pau-
schalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 30. November 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. November 2005

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 29. November 2005 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 50,9
204 29,6
999 40,3

0707 00 05 052 139,7
204 54,7
999 97,2

0709 90 70 052 114,7
204 75,8
999 95,3

0805 20 10 204 62,8
624 79,3
999 71,1

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70,
0805 20 90

052 70,4
624 66,7
999 68,6

0805 50 10 052 56,7
999 56,7

0808 10 80 388 68,5
400 91,8
404 90,6
720 75,8
999 81,7

0808 20 50 052 73,0
400 92,7
720 49,3
999 71,7

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 750/2005 der Kommission (ABl. L 126 vom 19.5.2005, S. 12). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1954/2005 DER KOMMISSION

vom 29. November 2005

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 mit Durchführungsbestimmungen zur Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und zum Integrierten Verwaltungs- und
Kontrollsystem nach der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates mit gemeinsamen Regeln für
Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten
Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Abweichung von der

Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 hinsichtlich der Beihilfezahlung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates vom
29. September 2003 mit gemeinsamen Regeln für Direktzah-
lungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit be-
stimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher
Betriebe und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr.
2019/93, (EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001, (EG) Nr.
1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/1999, (EG) Nr.
1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000, (EWG) Nr. 2358/71 und (EG)
Nr. 2529/2001 (1), insbesondere auf Artikel 28 Absatz 3 und
Artikel 145 Buchstabe c,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 der Kommis-
sion (2) ist die Methode zur Berechung der verschiedenen
Kürzungen festgelegt worden, die gegebenenfalls an den
unter die Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 fallenden Di-
rektzahlungen vorzunehmen sind. Diese Methode bedarf
der Klarstellung. Zu diesem Zweck sollte die bei der Be-
rechnung der etwaigen Kürzungen einzuhaltende Reihen-
folge festgelegt werden.

(2) Nach den Artikeln 64, 70, 71 und 143b der Verordnung
(EG) Nr. 1782/2003 setzt die Kommission für jede der
betroffenen Direktzahlungen Haushaltsobergrenzen fest.
Es sollte geregelt werden, wie zu ermitteln ist, ob und
inwieweit diese Haushaltsobergrenzen überschritten wor-
den sind. Dabei gälte es zu vermeiden, dass die Folgen
von Unregelmäßigkeiten, für die die einzelnen Beihil-
feantragsteller verantwortlich sind, die Berechnung einer
solchen Überschreitung beeinflussen.

(3) Nach den Artikeln 10 und 11 der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003 sind alle in einem Kalenderjahr zu gewähr-
enden Direktzahlungen im Rahmen der Modulation bzw.
der Haushaltsdisziplin zu kürzen und gegebenenfalls an-
zupassen. Die jeweiligen Durchführungsbestimmungen
müssen an die neue Reihenfolge, die bei der Berechnung
der Kürzungen im Zuge der Berechnung des den Be-
triebsinhabern zu zahlenden Betrags einzuhalten ist, an-
gepasst werden.

(4) In Artikel 79 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 ist die
Methode dargelegt, wie zu ermitteln ist, ob die in Artikel
12 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 genannte
Schwelle von 5 000 EUR erreicht wurde. Aufgrund der
neuen Reihenfolge bei der Berechnung der Kürzungen
sollte diese Methode entsprechend angepasst werden.

(5) Mehrere Mitgliedstaaten sehen sich bei den Maßnahmen,
die für die Anwendung der mit der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003 eingeführten Beihilferegelungen erforderlich
sind, verschiedenen Schwierigkeiten gegenüber. In sol-
chen Fällen sollten die Mitgliedstaaten daher die Möglich-
keit haben, abweichend von Artikel 28 Absatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 Zahlungen in zwei
Tranchen zu gewähren. Damit der Schutz der finanziellen
Interessen der Gemeinschaft sichergestellt ist, dürfte als
erste Tranche jedoch nur ein Betrag bis zu einer Höhe
gezahlt werden, die einem bereits ermittelten Beihilfean-
spruch entspricht und die eindeutig nicht über der Höhe
des zu zahlenden Gesamtbetrags liegt.

(6) Aufgrund der geänderten Reihenfolge, die nunmehr bei
der Berechnung der Kürzungen im Zuge der Berechnung
der Höhe der Direktzahlungen einzuhalten ist, müssen
einige Mitgliedstaaten ihre einschlägigen Beihilfeverwal-
tungssysteme anpassen. Damit diese Anpassungen zu kei-
nen Verzögerungen bei den Zahlungen für das Jahr 2005
führen, sollte es daher den Mitgliedstaaten in Bezug auf
bestimmte Beihilferegelungen möglich sein, die neue Rei-
henfolge bei der Berechnung der Kürzungen erstmals auf
die Beihilfeanträge für das Jahr 2006 anzuwenden.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Direktzahlungen —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 796/2004 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 71 erhält folgende Fassung:

„Artikel 71

Kumulierung mehrerer Kürzungen

(1) Ist die Nichteinhaltung zugleich mit einer Unregelmä-
ßigkeit verbunden, so dass es zu Kürzungen oder Ausschlüs-
sen nach Maßgabe sowohl des Kapitels I als auch des Kapi-
tels II von Titel IV kommen muss, gilt Folgendes:

a) Die Kürzungen oder Ausschlüsse gemäß Kapitel I von
Titel IV beziehen sich auf die betreffenden Beihilferege-
lungen.

b) Die Kürzungen und Ausschlüsse gemäß Kapitel II von
Titel IV beziehen sich auf den Gesamtbetrag der im Rah-
men der Betriebsprämienregelung und aller anderen Bei-
hilferegelungen zu gewährenden Zahlungen, die nicht den
Kürzungen oder Ausschlüssen gemäß Buchstabe a unter-
liegen.

Die Kürzungen und Ausschlüsse gemäß Unterabsatz 1 wer-
den nach dem in Artikel 71a Absatz 2 vorgesehenen Ver-
fahren vorgenommen.

(2) Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 6 der
Verordnung (EG) Nr. 2988/95 des Rates (*) gelten die in
dieser Verordnung vorgesehenen Kürzungen und Ausschlüsse
unbeschadet zusätzlicher Sanktionen gemäß anderen gemein-
schaftlichen oder einzelstaatlichen Rechtsvorschriften.

___________
(*) ABl. L 312 vom 23.12.1995, S. 1.“

2. Der folgende Artikel 71a wird eingefügt:

„Artikel 71a

Anwendung der Kürzungen

(1) Die Höhe der Zahlung, die im Rahmen einer in An-
hang I der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 aufgeführten
Beihilferegelung einem Betriebsinhaber zu gewähren ist,
wird von den Mitgliedstaaten auf der Grundlage der in der
betreffenden Beihilferegelung festgelegten Bedingungen be-
rechnet; dabei ist erforderlichenfalls eine Überschreitung
der Grundfläche, der Garantiehöchstfläche oder der Zahl
der beihilfefähigen Tiere zu berücksichtigen.

(2) Die Kürzungen oder Ausschlüsse wegen Unregelmä-
ßigkeiten, verspäteter Antragstellung, unterlassener Angabe
von Parzellen, Überschreitung der Haushaltsobergrenzen so-

wie aufgrund der Haushaltsdisziplin, der Modulation und der
Nichteinhaltung anderweitiger Verpflichtungen werden bei
jeder Beihilferegelung erforderlichenfalls auf folgende Weise
und in folgender Reihenfolge vorgenommen:

a) Im Falle von Unregelmäßigkeiten finden die Kürzungen
oder Ausschlüsse gemäß Kapitel I von Titel IV oder ge-
gebenenfalls gemäß Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr.
1973/2004 Anwendung.

b) Der Betrag, der sich aus der Anwendung des Buchstabens
a ergibt, dient als Grundlage für die Berechnung von
Kürzungen wegen verspäteter Antragstellung im Sinne
der Artikel 21 und 21a der vorliegenden Verordnung.

c) Der Betrag, der sich aus der Anwendung des Buchstabens
b ergibt, dient als Grundlage für die Berechnung von
Kürzungen wegen unterlassener Angabe von landwirt-
schaftlichen Parzellen im Sinne des Artikels 14 Absatz
1a der vorliegenden Verordnung.

d) Handelt es sich um eine in Anhang I der Verordnung (EG)
Nr. 1782/2003 aufgeführte Beihilferegelung, für die nach
Artikel 64 Absatz 2, Artikel 70 Absatz 2, Artikel 71
Absatz 2 und Artikel 143b Absatz 7 derselben Verord-
nung eine Haushaltsobergrenze festgesetzt wurde, so ad-
dieren die Mitgliedstaaten die Beträge, die sich aus der
Anwendung der Buchstaben a, b und c ergeben.

Für jede dieser Beihilferegelungen wird ein Koeffizient
ermittelt, indem der Betrag der jeweiligen Haushaltsober-
grenze durch die Summe der in Unterabsatz 1 genannten
Beträge geteilt wird. Ist der so ermittelte Koeffizient grö-
ßer als 1, so wird ein Koeffizient von 1 angewandt.

Zur Berechnung des Zahlungsbetrags, der dem einzelnen
Betriebsinhaber im Rahmen einer Beihilferegelung zu ge-
währen ist, für die eine Haushaltsobergrenze festgesetzt
wurde, wird der Betrag, der sich aus der Anwendung
der Buchstaben a, b und c ergibt, mit dem nach Maßgabe
von Unterabsatz 2 ermittelten Koeffizienten multipliziert.

e) Die Kürzungen aufgrund der Modulation gemäß Artikel
10 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 und gegebenen-
falls entsprechend der Verordnung (EG) Nr. 1655/2004
der Kommission (*) sowie die Kürzung aufgrund der
Haushaltsdisziplin gemäß Artikel 11 der Verordnung
(EG) Nr. 1782/2003 werden auf den Zahlungsbetrag an-
gewandt, der sich aus der Anwendung der Buchstaben a,
b, c und d ergibt.

f) Der Zahlungsbetrag, der sich aus der Anwendung des
Buchstabens e ergibt, dient als Grundlage für die Berech-
nung von Kürzungen wegen Nichteinhaltung anderweiti-
ger Verpflichtungen im Sinne des Kapitels II von Titel IV
der vorliegenden Verordnung.

___________
(*) ABl. L 298 vom 23.9.2004, S. 3.“
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3. Artikel 77 erhält folgende Fassung:

„Artikel 77

Berechnungsgrundlage für die Kürzung

Der Kürzungsbetrag im Sinne von Artikel 10 der Verord-
nung (EG) Nr. 1782/2003 wird auf der Grundlage der den
Betriebsinhabern zustehenden Direktzahlungen berechnet,
wobei das in Artikel 71a der vorliegenden Verordnung vor-
gesehene Verfahren oder — im Fall der in Anhang I der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 aufgeführten, aber nicht
unter die Titel III oder IV derselben Verordnung fallenden
Beihilferegelungen — die hierfür geltenden spezifischen Vor-
schriften Anwendung finden.“

4. In Artikel 79 Absatz 1 erhält der Unterabsatz 1 folgende
Fassung:

„Um zu ermitteln, ob die in Artikel 12 der Verordnung (EG)
Nr. 1782/2003 festgelegte Schwelle von 5 000 EUR erreicht
wurde, wird der Gesamtbetrag der Direktzahlungen berück-
sichtigt, der vor Anwendung der Kürzungen im Rahmen der
Modulation gemäß Artikel 10 der genannten Verordnung
oder — im Fall der in Anhang I der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003 aufgeführten, aber nicht unter Titel III oder IV
derselben Verordnung fallenden Beihilferegelungen — im
Rahmen der hierfür geltenden spezifischen Vorschriften ge-
währt worden wäre.“

Artikel 2

Abweichend von Artikel 28 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003 2005 können die Mitgliedstaaten die Zahlungen für
das Jahr 2005 im Rahmen der in Anhang I derselben Verord-
nung aufgeführten Beihilferegelungen in zwei Tranchen tätigen,
soweit dies aufgrund von Verwaltungsschwierigkeiten bei der
erstmaligen Anwendung dieser Beihilferegelungen erforderlich
ist.

Als erste Tranche darf nur ein Betrag bis zu einer Höhe gezahlt
werden, die einem aufgrund der Kontrollen gemäß der Verord-
nung (EG) Nr. 796/2004 bereits festgestellten Beihilfeanspruch
entspricht und sofern nicht die Gefahr besteht, dass der noch zu
ermittelnde Gesamtbetrag der Zahlung nicht unter der Höhe der
ersten Tranche liegen wird.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt für Beihilfeanträge für die Jahre ab dem 1. Januar 2005.

Die Mitgliedstaaten können jedoch beschließen, Artikel 1 dieser
Verordnung nicht auf Zahlungen anzuwenden, die im Rahmen
der in Titel III der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 festgelegten
Betriebsprämienregelung und der in den Kapiteln 1 bis 7 von
Titel IV derselben Verordnung festgelegten Beihilferegelungen
für das Jahr 2005 zu leisten sind.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. November 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1955/2005 DER KOMMISSION

vom 29. November 2005

zur Festlegung der Produktionserstattung bei der Verwendung von Weißzucker durch die
chemische Industrie für den Zeitraum vom 1. bis 31. Dezember 2005

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates vom
19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für Zu-
cker (1), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 5 fünfter Gedanken-
strich,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG)
Nr. 1260/2001 kann beschlossen werden, für Erzeug-
nisse nach Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a und f der
genannten Verordnung und für Sirupe nach Buchstabe d
des genannten Absatzes sowie für chemisch reine Fruk-
tose (Lävulose) des KN-Codes 1702 50 00 als Zwischen-
erzeugnis, die sich in einer der Situationen gemäß Artikel
23 Absatz 2 EG-Vertrag befinden und zur Herstellung
bestimmter Erzeugnisse der chemischen Industrie ver-
wendet werden, Produktionserstattungen zu gewähren.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1265/2001 der Kom-
mission vom 27. Juni 2001 mit Durchführungsbestim-
mungen für die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des
Rates über die Gewährung der Produktionserstattung

bei der Verwendung von bestimmten Erzeugnissen des
Zuckersektors in der chemischen Industrie (2) leiten sich
diese Erstattungen von der für Weißzucker festgesetzten
Erstattung ab.

(3) Gemäß Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 1265/2001
wird die Produktionserstattung für Weißzucker monatlich
für einen Zeitraum festgesetzt, der jeweils am ersten Tag
eines Monats beginnt.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Produktionserstattung für Weißzucker gemäß Artikel 4 der
Verordnung (EG) Nr. 1265/2001 wird auf 33,550 EUR/100 kg
netto für den Zeitraum vom 1. bis 31. Dezember 2005 festge-
setzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. November 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission

DE30.11.2005 Amtsblatt der Europäischen Union L 314/13

(1) ABl. L 178 vom 30.6.2001, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 39/2004 der Kommission (ABl. L 6 vom
10.1.2004, S. 16). (2) ABl. L 178 vom 30.6.2001, S. 63.



VERORDNUNG (EG) Nr. 1956/2005 DER KOMMISSION

vom 29. November 2005

zur achtundfünfzigsten Änderung der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates über die
Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen und
Organisationen, die mit Osama bin Laden, dem Al-Qaida-Netzwerk und den Taliban in

Verbindung stehen, und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 467/2001 des Rates

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates vom
27. Mai 2002 über die Anwendung bestimmter spezifischer
restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Orga-
nisationen, die mit Osama bin Laden, dem Al-Qaida-Netzwerk
und den Taliban in Verbindung stehen, und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 467/2001 des Rates über das Verbot der
Ausfuhr bestimmter Waren und Dienstleistungen nach Afgha-
nistan, über die Ausweitung des Flugverbots und des Einfrierens
von Geldern und anderen Finanzmitteln betreffend die Taliban
von Afghanistan (1), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 1 zweiter
Gedankenstrich,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 enthält die
Liste der zuständigen Behörden, an die die Informationen

und Anfragen bezüglich der mit der Verordnung einge-
führten Maßnahmen zu übermitteln sind.

(2) Deutschland hat die Änderung der Adressangabe seiner
zuständigen Behörden beantragt —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 wird entspre-
chend dem Anhang dieser Verordnung geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. November 2005

Für die Kommission
Eneko LANDÁBURU

Generaldirektor für Außenbeziehungen
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ANHANG

Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 wird wie folgt geändert:

Die Adressangabe unter der Überschrift „Deutschland“ wird durch folgenden Wortlaut ersetzt:

„— betreffend Gelder:

Deutsche Bundesbank
Servicezentrum Finanzsanktionen
D-80281 München
Tel.: (49-89) 28 89 38 00
Fax: (49-89) 35 01 63 38 00

— betreffend wirtschaftliche Ressourcen:

— für Mitteilungen nach Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 5:

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
Referat V B 2
Scharnhorststraße 34—37
10115 Berlin
Tel.: (49-1888) 6 15-9
Fax: (49-1888) 6 15-53 58
E-Mail: BUERO-VB2@bmwa.bund.de

— für Ausnahmegenehmigungen gemäß Artikel 2a

Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA)
Frankfurter Straße 29—35
D-65760 Eschborn
Tel.: (49-619) 69 08-0
Fax: (49-619) 69 08-8 00“
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1957/2005 DER KOMMISSION

vom 29. November 2005

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 des Rates über spezifische, gegen bestimmte
Personen und Organisationen gerichtete restriktive Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 des Rates vom
27. Dezember 2001 über spezifische, gegen bestimmte Perso-
nen und Organisationen gerichtete restriktive Maßnahmen zur
Bekämpfung des Terrorismus (1), insbesondere auf Artikel 7,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 enthält
eine Liste der zuständigen Behörden, an die die Informa-
tionen und Anträge bezüglich der mit der Verordnung
eingeführten Maßnahmen zu übermitteln sind.

(2) Deutschland beantragte, dass die Anschrift seiner zustän-
digen Behörden geändert wird —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 wird entspre-
chend dem Anhang dieser Verordnung geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. November 2005

Für die Kommission
Eneko LANDÁBURU

Generaldirektor für Außenbeziehungen
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ANHANG

Der Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 wird wie folgt geändert:

Die Adressangabe unter der Überschrift „Deutschland“ wird durch folgenden Wortlaut ersetzt:

„— betreffend Gelder und Finanzdienstleistungen:

Deutsche Bundesbank
Servicezentrum Finanzsanktionen
D-80281 München
Tel.: (49-89) 28 89 38 00
Fax: (49-89) 35 01 63 38 00

— betreffend wirtschaftliche Ressourcen:

— für Mitteilungen gemäß Artikel 3 Absatz 2 und Artikel 4:

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
Referat V B 2
Scharnhorststraße 34—37
D-10115 Berlin
Tel.: (49-1888) 615-9
Fax: (49-1888) 615-5358
Email: BUERO-VB2@bmwa.bund.de

— für Ausnahmegenehmigungen gemäß Artikel 5 Absatz 2 und Artikel 6 Absatz 1:

Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA)
Frankfurter Straße 29—35
D-65760 Eschborn
Tel.: (49-6196) 908-0
Fax: (49-6196) 908-800“.
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

ENTSCHEIDUNG DES RATES

vom 8. November 2005

zur Feststellung gemäß Artikel 104 Absatz 8 des Vertrags zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, dass sich die Maßnahmen, die Ungarn aufgrund der nach Artikel 104 Absatz 7 des
Vertrags angenommenen Empfehlung des Rates vom 8. März 2005 getroffen hat, als unzureichend

erweisen

(2005/843/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 104 Absatz 8,

auf Empfehlung der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 104 des Vertrags vermeiden die Mitglied-
staaten übermäßige öffentliche Defizite.

(2) Der Stabilitäts- und Wachstumspakt beruht auf dem Ziel
einer gesunden öffentlichen Finanzlage als Mittel zur Ver-
besserung der Voraussetzungen für Preisstabilität und ein
kräftiges tragfähiges Wachstum, das der Schaffung von
Arbeitsplätzen förderlich ist. Der Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt umfasst die Verordnung (EG) Nr. 1467/97 des
Rates vom 7. Juli 1997 über die Beschleunigung und
Klärung der Umsetzung des Verfahrens bei einem über-
mäßigen Defizit (1), die verabschiedet wurde, um die um-
gehende Korrektur übermäßiger gesamtstaatlicher Defizite
zu fördern.

(3) In der Amsterdamer Entschließung des Europäischen Ra-
tes vom 17. Juni 1997 zum Stabilitäts- und Wachstums-
pakt (2) werden alle Beteiligten, d. h. die Mitgliedstaaten,
der Rat und die Kommission, aufgefordert, den Vertrag
und den Stabilitäts- und Wachstumspakt strikt und frist-
gerecht umzusetzen.

(4) Der Rat hat mit seiner Entscheidung 2004/918/EG vom
5. Juli 2004 gemäß Artikel 104 Absatz 6 festgestellt, dass
in Ungarn ein übermäßiges Defizit besteht (3).

(5) Gemäß Artikel 104 Absatz 7 des Vertrags und Artikel 3
Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1467/97 hat der Rat
am 5. Juli 2004 außerdem eine Empfehlung (4) an die
ungarischen Behörden gerichtet und sie aufgerufen, das
übermäßige Defizit so rasch wie möglich zu beenden und
in einem mittelfristigen Rahmen Maßnahmen zu ergrei-
fen, um das Defizit bis 2008 auf glaubhafte und nach-
haltige Weise auf unter 3 % des BIP zu senken, und zwar
gemäß dem Defizitrückführungspfad, der in dem von den
Behörden vorgelegten Konvergenzprogramm vorgezeich-
net und in der Stellungnahme vom 5. Juli 2004 (5) ge-
billigt wurde. In dieser Empfehlung wurde der ungari-
schen Regierung eine Frist bis zum 5. November 2004
gesetzt, um praktische Schritte zur Umsetzung der zur
Erreichung des ursprünglichen Defizitziels von 4,1 % des
BIP für 2005 geplanten Maßnahmen zu unternehmen.
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(6) Am 18. Januar 2005 erkannte der Rat gemäß Artikel
104 Absatz 8 des Vertrags auf Empfehlung der Kommis-
sion an, dass fristgerecht bis zum 5. November 2004
verschiedene Maßnahmen getroffen worden waren, um
das öffentliche Defizit 2004 und 2005 zu senken. Der
Rat hielt diese Maßnahmen jedoch nicht für ausreichend,
um die Ziele zu erreichen, und nicht für geeignet, eine
Abweichung von dem geplanten Anpassungspfad des un-
garischen Konvergenzprogramms vom Mai 2004 zu ver-
hindern. Außerdem vertrat er die Auffassung, dass die
fortbestehende Zusage der Regierung, das übermäßige
Defizit bis 2008 zu beseitigen, durch energische Maß-
nahmen zur weiteren Haushaltskonsolidierung und eine
entschlossenere Weiterführung der Strukturreformen un-
termauert werden müsse. Vor diesem Hintergrund ent-
schied der Rat, dass Ungarn bis zum 5. November
2004 keine wirksamen Maßnahmen aufgrund der Emp-
fehlung vom 5. Juli 2004 getroffen hat.

(7) Gemäß Artikel 104 Absatz 7 des Vertrags und Artikel 3
Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1467/97 richtete der
Rat am 8. März 2005 eine zweite Empfehlung (1) an die
ungarischen Behörden und rief sie auf, das übermäßige
Defizit so rasch wie möglich zu beenden sowie in einem
mittelfristigen Rahmen Maßnahmen zu ergreifen, um das
Defizit bis 2008 auf glaubhafte und nachhaltige Weise
auf unter 3 % des BIP zu senken, und zwar gemäß dem
Defizitrückführungspfad, der in der von den ungarischen
Behörden im Dezember 2004 vorgelegten Konvergenz-
programmaktualisierung vorgezeichnet und in der Stel-
lungnahme des Rates vom 8. März 2005 gebilligt wurde.
In der Empfehlung wurde unter anderem den ungari-
schen Behörden eine Frist bis zum 8. Juli 2005 gesetzt,
um praktische Schritte zur Umsetzung der Maßnahmen
zu unternehmen, mit denen das Defizitziel von 3,6 % des
BIP (2) im Jahr 2005 erreicht werden soll.

(8) Am 13. Juli 2005 nahm die Kommission eine Mitteilung
über Ungarn an. Ausgehend von den damals verfügbaren
Informationen, darunter die von der ungarischen Regie-
rung im März und im Juni zum Ausgleich der Zielabwei-
chungen beschlossenen Korrekturmaßnahmen im Ge-
samtumfang von 1,5 % des BIP und die feste Zusage
der ungarischen Regierung, gegebenenfalls weitere Maß-
nahmen durchzuführen, wurde in dieser Mitteilung fest-
gestellt, dass die ungarischen Behörden fristgerecht bis
zum 8. Juli 2005 wirksame Maßnahmen ergriffen haben,
obgleich die Lage anfällig bleibt und in der Zukunft wei-
tere Maßnahmen erforderlich sind.

(9) Die jüngsten Entwicklungen zeigen jedoch, dass sich die
von den ungarischen Behörden ergriffenen Maßnahmen
nunmehr als unzureichend erweisen:

— Das in der Empfehlung des Rates genannte (und in
der Stellungnahme des Rates vom März 2005 zur
Konvergenzprogrammaktualisierung vom Dezember
2004 gebilligte) Ziel von 3,6 % des BIP für 2005
wird deutlich überschritten werden, und die Regie-
rung hat entgegen früheren Zusagen beschlossen,
keine neuen Maßnahmen zur Korrektur etwaiger Ziel-
abweichungen zu treffen; dies wird durch die revi-
dierte VÜD-Meldung der ungarischen Behörden vom
20. September 2005 bestätigt, in der das Defizit für
2005 mit 6,1 % des BIP angegeben wird. Das Ergeb-
nis 2005 wird noch schlechter ausfallen, wenn es zu
weiteren Zielabweichungen kommt (was insbesondere
auf der Ausgabenseite nicht auszuschließen ist) und
diese ebenfalls nicht durch Korrekturmaßnahmen aus-
geglichen werden. Nach dieser Datenmeldung wird
die öffentliche Schuldenquote im Jahr 2005 mit
57,1 % unter der 60 %-Marke bleiben.

— Das in der Konvergenzprogrammaktualisierung ent-
haltene Ziel für 2006 und die vom Rat am 8. März
2005 ausgesprochene Empfehlung, das Defizit auf
2,9 % des BIP zu senken, wurden von den Behörden
aufgegeben. Selbst das im Haushaltsentwurf 2006
enthaltene, erheblich höhere neue Ziel von 5,2 %
des BIP (3) könnte ohne eine erhebliche Senkung
der Ausgaben verfehlt werden, da die geplante Steuer-
reform voraussichtlich zu Einnahmenausfällen in
Höhe von 1,1 % des BIP führen wird und der un-
längst verabschiedete Haushaltsentwurf 2006 keine
umfassenden Maßnahmen struktureller Art enthält,
die zu einer erheblichen Senkung der Ausgaben füh-
ren würden.

— Insbesondere die Steuersenkungen 2006 widerspre-
chen der Empfehlung des Rates, Zeitpunkt und Um-
setzung etwaiger Steuersenkungen von der Erreichung
der Defizitziele abhängig zu machen, die in der im
Dezember 2004 vorgelegten Konvergenzprogram-
maktualisierung festgelegt wurden.

— Die sowohl 2005 als auch 2006 auftretende erheb-
liche Abweichung vom ungarischen Anpassungspfad
zur Korrektur des übermäßigen Defizits bis 2008, der
von der ungarischen Regierung festgelegt und in der
Empfehlung des Rates vom 8. März 2005 gebilligt
wurde, stellt die Glaubwürdigkeit dieser Korrektur in
Frage und bringt zusammen mit den langsamen
Strukturreformfortschritten die notwendige Behebung
der makroökonomischen Ungleichgewichte in Gefahr.
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(2) Die Differenz gegenüber dem früheren Ziel von 3,8 % des BIP ergibt
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(3) Dieser Wert ergibt sich bei ordnungsgemäßer Verbuchung des Kaufs
von Militärflugzeugen, durch die sich das angekündigte neue Defi-
zitziel von 4,7 % des BIP im Jahr 2006 um 0,5 % des BIP erhöht.



(10) Im Einklang mit der Entschließung des Europäischen Ra-
tes über den Stabilitäts- und Wachstumspakt hat sich
Ungarn mit der Veröffentlichung der Empfehlung des
Rates vom 8. März 2005 einverstanden erklärt —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die von Ungarn aufgrund der Empfehlung des Rates vom 8.
März 2005 getroffenen Maßnahmen erweisen sich als unzurei-
chend.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Republik Ungarn gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 8. November 2005.

Im Namen des Rates
Der Präsident
G. BROWN
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KOMMISSION

BESCHLUSS DER KOMMISSION

vom 25. November 2005

über den Beitritt der Europäischen Atomgemeinschaft zum Übereinkommen über die frühzeitige
Benachrichtigung bei nuklearen Unfällen

(2005/844/Euratom)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atom-
gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 101 Absatz 2,

gestützt auf den Beschluss des Rates vom 23. Mai 2005 über
die Genehmigung des Abschlusses des Übereinkommens über
die frühzeitige Benachrichtigung bei nuklearen Unfällen,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Vierundzwanzig Mitgliedstaaten sind Vertragsparteien des
Übereinkommens über die frühzeitige Benachrichtigung
bei nuklearen Unfällen.

(2) Die Europäische Atomgemeinschaft sollte dem Überein-
kommen über die frühzeitige Benachrichtigung bei nuk-
learen Unfällen beitreten —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Der Beitritt zum Übereinkommen über die frühzeitige Benach-
richtigung bei nuklearen Unfällen wird im Namen der Europä-
ischen Atomgemeinschaft genehmigt.

Der Wortlaut des Übereinkommens über die frühzeitige Benach-
richtigung bei nuklearen Unfällen sowie die Erklärung der Eu-
ropäischen Atomgemeinschaft gemäß Artikel 12 Absatz 5
Buchstabe c dieses Übereinkommens sind diesem Beschluss bei-
gefügt.

Artikel 2

Die Beitrittsurkunde wird beim Generaldirektor der Internatio-
nalen Atomenergie-Organisation, der das Übereinkommen über
die frühzeitige Benachrichtigung bei nuklearen Unfällen ver-
wahrt, so bald wie möglich nach der Verabschiedung dieses
Beschlusses durch ein vom Leiter der Vertretung der Europä-
ischen Kommission bei den Internationalen Organisationen in
Wien unterzeichnetes Schreiben hinterlegt.

Brüssel, den 25. November 2005

Für die Kommission
Andris PIEBALGS

Mitglied der Kommission
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ÜBEREINKOMMEN ÜBER DIE FRÜHZEITIGE BENACHRICHTIGUNG BEI NUKLEAREN
UNFÄLLEN

DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES ÜBEREINKOMMENS —

IN DEM BEWUSSTSEIN, dass in einer Reihe von Staaten nukleare Tätigkeiten durchgeführt werden,

IM HINBLICK DARAUF, dass umfassende Maßnahmen getroffen wurden und werden, um bei nuklearen Tätigkeiten ein
hohes Maß an Sicherheit zu gewährleisten und dadurch nukleare Unfälle zu verhüten sowie die Folgen allenfalls eintre-
tender Unfälle auf ein Mindestmaß zu beschränken,

IN DEM WUNSCH, die internationale Zusammenarbeit bei der sicheren Entwicklung und Nutzung der Kernenergie weiter
zu verstärken,

ÜBERZEUGT von der Notwendigkeit, dass die Staaten so früh wie möglich sachdienliche Informationen über nukleare
Unfälle übermitteln, damit grenzüberschreitende radiologische Auswirkungen auf ein Mindestmaß beschränkt werden
können,

IM HINBLICK auf die Nützlichkeit zweiseitiger und mehrseitiger Vereinbarungen über den Informationsaustausch in
diesem Bereich —

HABEN FOLGENDES VEREINBART:

Artikel 1

Anwendungsbereich

(1) Dieses Übereinkommen findet auf jeden Unfall Anwen-
dung, der die in Absatz 2 genannten Anlagen oder Tätigkeiten
eines Vertragsstaats oder seiner Hoheitsgewalt oder Kontrolle
unterstehender natürlicher Personen oder anderer Rechtsträger
betrifft, bei dem radioaktive Stoffe freigesetzt werden oder wer-
den können und der zu einer internationalen grenzüberschrei-
tenden Freisetzung geführt hat oder führen kann, die für die
Sicherheit eines anderen Staates vor radiologischen Auswirkun-
gen von Bedeutung sein könnte.

(2) Die in Absatz 1 genannten Anlagen und Tätigkeiten sind
folgende:

a) jeder Kernreaktor, unabhängig von seinem Standort,

b) jede Anlage des Kernbrennstoffkreislaufs,

c) jede Anlage zur Behandlung radioaktiver Abfälle,

d) die Beförderung und Lagerung von Kernbrennstoffen oder
radioaktiven Abfällen,

e) die Herstellung, Verwendung, Lagerung, Beseitigung und Be-
förderung von Radioisotopen für landwirtschaftliche, indust-
rielle, medizinische sowie damit zusammenhängende wissen-
schaftliche Zwecke und Forschungszwecke und

f) die Verwendung von Radioisotopen für die Energiegewin-
nung in Weltraumgegenständen.

Artikel 2

Benachrichtigung und Informationen

Im Fall eines Unfalls nach Artikel 1 (im Folgenden „nuklearer
Unfall“ genannt) wird der in jenem Artikel bezeichnete Vertrags-
staat

a) sofort unmittelbar oder über die Internationale Atomenergie-
Organisation (im folgenden „Organisation“ genannt) die Staa-
ten, die, wie in Artikel 1 ausgeführt, physisch betroffen sind

oder sein können, sowie die Organisation von dem nukle-
aren Unfall, seiner Art, dem Zeitpunkt seines Eintretens und
gegebenenfalls dem genauen Unfallort benachrichtigen und

b) umgehend den unter Buchstabe a bezeichneten Staaten un-
mittelbar oder über die Organisation sowie der Organisation
die verfügbaren sachdienlichen Informationen nach Artikel 5
übermitteln, damit radiologische Auswirkungen in diesen
Staaten auf ein Mindestmaß beschränkt werden.

Artikel 3

Andere nukleare Unfälle

Um die radiologischen Auswirkungen auf ein Mindestmaß zu
beschränken, können die Vertragsstaaten auch bei anderen als
den in Artikel 1 bezeichneten nuklearen Unfällen eine Benach-
richtigung vornehmen.

Artikel 4

Aufgaben der Organisation

Die Organisation

a) informiert sofort die Vertragsstaaten, Mitgliedstaaten, ande-
ren Staaten, die, wie in Artikel 1 ausgeführt, physisch be-
troffen sind oder sein können, und in Betracht kommende
internationale zwischenstaatliche Organisationen (im Folgen-
den „internationale Organisationen“ genannt) über eine nach
Artikel 2 Buchstabe a erhaltene Benachrichtigung und

b) übermittelt umgehend jedem Vertragsstaat, jedem Mitglied-
staat oder jeder in Betracht kommenden internationalen Or-
ganisation auf Ersuchen die nach Artikel 2 Buchstabe b er-
haltenen Informationen.

Artikel 5

Zu übermittelnde Informationen

(1) Die nach Artikel 2 Buchstabe b zu übermittelnden Infor-
mationen umfassen folgende Angaben, soweit der benachrichti-
gende Vertragsstaat darüber verfügt:
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a) den Zeitpunkt, gegebenenfalls den genauen Ort und die Art
des nuklearen Unfalls,

b) die betroffene Anlage oder Tätigkeit,

c) die vermutete oder festgestellte Ursache und die vorherseh-
bare Entwicklung des nuklearen Unfalls in Bezug auf die
grenzüberschreitende Freisetzung radioaktiver Stoffe,

d) die allgemeinen Merkmale der radioaktiven Freisetzung ein-
schließlich, soweit durchführbar und angemessen, der Art,
wahrscheinlichen physikalischen und chemischen Form und
der Menge, Zusammensetzung und effektiven Höhe der ra-
dioaktiven Freisetzung,

e) Informationen über die derzeitigen und vorhergesagten me-
teorologischen und hydrologischen Bedingungen, die zur
Vorhersage der grenzüberschreitenden Freisetzung der radio-
aktiven Stoffe erforderlich sind,

f) die Ergebnisse der Umweltüberwachung in Bezug auf die
grenzüberschreitende Freisetzung der radioaktiven Stoffe,

g) die ergriffenen oder geplanten Schutzmaßnahmen außerhalb
der betroffenen Anlage,

h) die Vorhersage über das Verhalten der radioaktiven Freiset-
zung im weiteren Verlauf.

(2) Diese Informationen werden in angemessenen Zeitabstän-
den durch weitere sachdienliche Informationen über die Ent-
wicklung der Notfallsituation einschließlich ihres vorhersehba-
ren oder tatsächlichen Endes ergänzt.

(3) Die nach Artikel 2 Buchstabe b erhaltenen Informationen
dürfen uneingeschränkt verwendet werden, sofern der benach-
richtigende Vertragsstaat sie nicht vertraulich übermittelt hat.

Artikel 6

Konsultationen

Ein Vertragsstaat, der Informationen nach Artikel 2 Buchstabe b
übermittelt, entspricht, soweit es vernünftigerweise durchführbar
ist, umgehend einem Ersuchen eines betroffenen Vertragsstaats
um weitere Informationen oder Konsultationen mit dem Ziel,
die radiologischen Auswirkungen in diesem Staat auf ein Min-
destmaß zu beschränken.

Artikel 7

Zuständige Behörden und Kontaktstellen

(1) Jeder Vertragsstaat gibt der Organisation und den anderen
Vertragsstaaten, unmittelbar oder über die Organisation, seine
zuständigen Behörden und seine für die Übermittlung und Ent-
gegennahme der in Artikel 2 bezeichneten Benachrichtigung
und Informationen verantwortliche Kontaktstelle bekannt. Diese
Kontaktstellen und eine Anlaufstelle in der Organisation sind
ständig erreichbar.

(2) Jeder Vertragsstaat teilt der Organisation umgehend jede
sich etwa ergebende Änderung der in Absatz 1 bezeichneten
Informationen mit.

(3) Die Organisation führt ein auf dem neuesten Stand ge-
haltenes Verzeichnis dieser staatlichen Behörden und Kontakt-

stellen sowie der Kontaktstellen der in Betracht kommenden
internationalen Organisationen und stellt es den Vertragsstaaten
und Mitgliedstaaten sowie den in Betracht kommenden inter-
nationalen Organisationen zur Verfügung.

Artikel 8

Hilfeleistung für Vertragsstaaten

Die Organisation untersucht in Übereinstimmung mit ihrer Sat-
zung und auf Ersuchen eines Vertragsstaats, der selbst keine
nuklearen Tätigkeiten ausübt und an einen Staat angrenzt, der
ein aktives Nuklearprogramm hat, aber nicht Vertragsstaat ist,
die Durchführbarkeit und Einrichtung eines geeigneten Systems
zur Strahlungsüberwachung, um das Erreichen der Ziele dieses
Übereinkommens zu erleichtern.

Artikel 9

Zweiseitige und mehrseitige Vereinbarungen

Zur Förderung ihrer gegenseitigen Interessen können Vertrags-
staaten, wenn es als zweckmäßig erachtet wird, den Abschluss
zweiseitiger oder mehrseitiger Vereinbarungen in Erwägung zie-
hen, die den Gegenstand dieses Übereinkommens betreffen.

Artikel 10

Verhältnis zu anderen internationalen Übereinkünften

Dieses Übereinkommen berührt nicht die gegenseitigen Rechte
und Pflichten der Vertragsstaaten aus bestehenden internationa-
len Übereinkünften betreffend die durch das Übereinkommen
erfassten Angelegenheiten oder aus künftigen internationalen
Übereinkünften, die in Übereinstimmung mit Ziel und Zweck
des Übereinkommens geschlossen werden.

Artikel 11

Beilegung von Streitigkeiten

(1) Im Fall einer Streitigkeit zwischen Vertragsstaaten oder
zwischen einem Vertragsstaat und der Organisation über die
Auslegung oder Anwendung dieses Übereinkommens konsultie-
ren die Streitparteien einander mit dem Ziel, die Streitigkeit
durch Verhandlungen oder durch jedes andere für sie annehm-
bare friedliche Mittel der Beilegung von Streitigkeiten beizule-
gen.

(2) Kann eine Streitigkeit dieser Art zwischen Vertragsstaaten
nicht binnen eines Jahres nach dem in Absatz 1 vorgesehenen
Ersuchen um Konsultation beigelegt werden, so wird sie auf
Ersuchen einer der Streitparteien einem Schiedsverfahren unter-
worfen oder dem Internationalen Gerichtshof zur Entscheidung
unterbreitet. Wird eine Streitigkeit einem Schiedsverfahren un-
terworfen und können sich die Streitparteien nicht binnen sechs
Monaten nach dem Zeitpunkt des Ersuchens über die Ausge-
staltung des Schiedsverfahrens einigen, so kann eine Partei den
Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs oder den General-
sekretär der Vereinten Nationen ersuchen, einen oder mehrere
Schiedsrichter zu bestellen. Widersprechen Ersuchen der Streit-
parteien einander, so hat das an den Generalsekretär der Ver-
einten Nationen gerichtete Ersuchen Vorrang.

DE30.11.2005 Amtsblatt der Europäischen Union L 314/23



(3) Ein Staat kann bei der Unterzeichnung, Ratifikation, An-
nahme oder Genehmigung dieses Übereinkommens oder dem
Beitritt zu diesem erklären, dass er sich durch eines oder durch
beide der in Absatz 2 vorgesehenen Verfahren zur Beilegung
von Streitigkeiten nicht als gebunden betrachtet. Die anderen
Vertragsstaaten sind gegenüber einem Vertragsstaat, für den
eine solche Erklärung in Kraft ist, durch ein in Absatz 2 vorge-
sehenes Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten nicht gebun-
den.

(4) Ein Vertragsstaat, der eine Erklärung nach Absatz 3 ab-
gegeben hat, kann diese jederzeit durch eine an den Verwahrer
gerichtete Notifikation zurücknehmen.

Artikel 12

Inkrafttreten

(1) Dieses Übereinkommen liegt für alle Staaten und Nami-
bia, vertreten durch den Rat der Vereinten Nationen für Nami-
bia, vom 26. September 1986 am Sitz der Internationalen
Atomenergie-Organisation in Wien und vom 6. Oktober
1986 am Sitz der Vereinten Nationen in New York bis zu
seinem Inkrafttreten oder für die Dauer von zwölf Monaten,
falls diese Zeitspanne länger ist, zur Unterzeichnung auf.

(2) Jeder Staat und Namibia, vertreten durch den Rat der
Vereinten Nationen für Namibia, können ihre Zustimmung,
durch dieses Übereinkommen gebunden zu sein, entweder
durch Unterzeichnung oder durch Hinterlegung einer Ratifika-
tions-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde nach einer unter
Vorbehalt der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung erfolg-
ten Unterzeichnung oder durch Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde zum Ausdruck bringen. Die Ratifikations-, Annahme-,
Genehmigungs- oder Beitrittsurkunden werden beim Verwahrer
hinterlegt.

(3) Dieses Übereinkommen tritt dreißig Tage nach dem Zeit-
punkt in Kraft, zu dem drei Staaten ihre Zustimmung, gebunden
zu sein, zum Ausdruck gebracht haben.

(4) Für jeden Staat, der nach Inkrafttreten dieses Überein-
kommens seine Zustimmung zum Ausdruck bringt, durch das
Übereinkommen gebunden zu sein, tritt es dreißig Tage nach
dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die Zustimmung zum Aus-
druck gebracht wurde.

(5) a) Dieses Übereinkommen steht internationalen Organisa-
tionen und von souveränen Staaten gebildeten Organisa-
tionen der regionalen Integration, die für das Aushan-
deln, den Abschluss und die Anwendung internationaler
Übereinkünfte betreffend die durch das Übereinkommen
erfassten Angelegenheiten zuständig sind, nach Maßgabe
dieses Artikels zum Beitritt offen.

b) Bei Angelegenheiten, die in ihren Zuständigkeitsbereich
fallen, handeln diese Organisationen bei Ausübung der
Rechte und Erfüllung der Pflichten, die dieses Überein-
kommen den Vertragsstaaten zuweist, in eigenem Na-
men.

c) Bei der Hinterlegung ihrer Beitrittsurkunde übermittelt
eine solche Organisation dem Verwahrer eine Erklärung,
in der sie den Umfang ihrer Zuständigkeit betreffend die
durch dieses Übereinkommen erfassten Angelegenheiten
angibt.

d) Eine solche Organisation besitzt keine zusätzliche
Stimme neben den Stimmen ihrer Mitgliedstaaten.

Artikel 13

Vorläufige Anwendung

Ein Staat kann bei der Unterzeichnung oder zu einem späteren
Zeitpunkt, bevor dieses Übereinkommen für ihn in Kraft tritt,
erklären, dass er das Übereinkommen vorläufig anwenden wird.

Artikel 14

Änderungen

(1) Ein Vertragsstaat kann Änderungen dieses Übereinkom-
mens vorschlagen. Der Änderungsvorschlag wird dem Verwah-
rer vorgelegt, der ihn sofort an alle anderen Vertragsstaaten
weiterleitet.

(2) Ersucht die Mehrheit der Vertragsstaaten den Verwahrer
um Einberufung einer Konferenz zur Prüfung der Änderungs-
vorschläge, so lädt der Verwahrer alle Vertragsstaaten zur Teil-
nahme an dieser Konferenz ein, die frühestens dreißig Tage nach
Versenden der Einladungen beginnt. Jede auf der Konferenz mit
Zweidrittelmehrheit aller Vertragsstaaten angenommene Ände-
rung wird in einem Protokoll festgehalten, das für alle Vertrags-
staaten in Wien und New York zur Unterzeichnung aufliegt.

(3) Das Protokoll tritt dreißig Tage nach dem Zeitpunkt in
Kraft, zu dem drei Staaten ihre Zustimmung zum Ausdruck
gebracht haben, durch das Protokoll gebunden zu sein. Für
jeden Staat, der nach Inkrafttreten des Protokolls seine Zustim-
mung zum Ausdruck bringt, durch das Protokoll gebunden zu
sein, tritt es dreißig Tage nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem
die Zustimmung zum Ausdruck gebracht wurde.

Artikel 15

Kündigung

(1) Ein Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen durch eine
an den Verwahrer gerichtete schriftliche Notifikation kündigen.

(2) Die Kündigung wird ein Jahr nach Empfang der Notifika-
tion durch den Verwahrer wirksam.

Artikel 16

Verwahrer

(1) Der Generaldirektor der Organisation ist der Verwahrer
dieses Übereinkommens.

(2) Der Generaldirektor der Organisation notifiziert den Ver-
tragsstaaten und allen anderen Staaten umgehend

a) jede Unterzeichnung dieses Übereinkommens oder eines Än-
derungsprotokolls,

b) jede Hinterlegung einer Ratifikations-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde zu diesem Übereinkommen
oder einem Änderungsprotokoll,

c) jede Erklärung oder Rücknahme einer Erklärung in Überein-
stimmung mit Artikel 11,
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d) jede Erklärung über die vorläufige Anwendung dieses Über-
einkommens in Übereinstimmung mit Artikel 13,

e) das Inkrafttreten dieses Übereinkommens und jeder Ände-
rung desselben und

f) jede Kündigung nach Artikel 15.

Artikel 17

Verbindliche Wortlaute und beglaubigte Abschriften

Die Urschrift dieses Übereinkommens, dessen arabischer, chine-
sischer, englischer, französischer, russischer und spanischer

Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird beim Generaldirek-
tor der Internationalen Atomenergie-Organisation hinterlegt;
dieser übermittelt den Vertragsstaaten und allen anderen Staaten
beglaubigte Abschriften.

ZU URKUND DESSEN haben die gehörig befugten Unterzeichne-
ten dieses Übereinkommen, das nach Artikel 12 Absatz 1 zur
Unterzeichnung aufliegt, unterschrieben.

ANGENOMMEN von der Generalkonferenz der Internationalen
Atomenergie-Organisation auf einer Sondertagung in Wien am
26. September 1986.
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Erklärung gemäß Artikel 12 Absatz 5 Buchstabe c des Übereinkommens über die frühzeitige
Benachrichtigung bei nuklearen Unfällen

Die Gemeinschaft verfügt gemäß Artikel 2 Buchstabe b und den einschlägigen Bestimmungen des Titels II
Kapitel 3 „Gesundheitsschutz“ des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft gemeinsam
mit den Mitgliedstaaten über bestimmte Zuständigkeiten im Bereich der Benachrichtigung bei radiologischen
Notfällen.

DEL 314/26 Amtsblatt der Europäischen Union 30.11.2005



BESCHLUSS DER KOMMISSION

vom 25. November 2005

über den Beitritt der Europäischen Atomgemeinschaft zum Übereinkommen über Hilfeleistung bei
nuklearen Unfällen oder radiologischen Notfällen

(2005/845/Euratom)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atom-
gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 101 Absatz 2,

gestützt auf den Beschluss des Rates vom 23. Mai 2005 über
die Genehmigung des Abschlusses des Übereinkommens über
Hilfeleistung bei nuklearen Unfällen oder radiologischen Notfäl-
len,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Dreiundzwanzig Mitgliedstaaten sind Vertragsparteien des
Übereinkommens über Hilfeleistung bei nuklearen Unfäl-
len oder radiologischen Notfällen.

(2) Die Europäische Atomgemeinschaft sollte dem Überein-
kommen über Hilfeleistung bei nuklearen Unfällen oder
radiologischen Notfällen beitreten —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Der Beitritt zum Übereinkommen über Hilfeleistung bei nukle-
aren Unfällen oder radiologischen Notfällen wird im Namen der
Europäischen Atomgemeinschaft genehmigt.

Der Wortlaut des Übereinkommens über Hilfeleistung bei nuk-
learen Unfällen oder radiologischen Notfällen sowie die Erklä-
rung der Europäischen Atomgemeinschaft gemäß Artikel 14
Absatz 5 Buchstabe c dieses Übereinkommens sind diesem Be-
schluss beigefügt.

Artikel 2

Die Beitrittsurkunde wird beim Generaldirektor der Internatio-
nalen Atomenergie-Organisation, der das Übereinkommen über
Hilfeleistung bei nuklearen Unfällen oder radiologischen Notfäl-
len verwahrt, so bald wie möglich nach der Verabschiedung
dieses Beschlusses durch ein vom Leiter der Vertretung der
Europäischen Kommission bei den Internationalen Organisatio-
nen in Wien unterzeichnetes Schreiben hinterlegt.

Brüssel, den 25. November 2005

Für die Kommission
Andris PIEBALGS

Mitglied der Kommission
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ÜBEREINKOMMEN ÜBER HILFELEISTUNG BEI NUKLEAREN UNFÄLLEN ODER
RADIOLOGISCHEN NOTFÄLLEN

DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES ÜBEREINKOMMENS —

IN DEM BEWUSSTSEIN, dass in einer Reihe von Staaten nukleare Tätigkeiten durchgeführt werden,

IM HINBLICK DARAUF, dass umfassende Maßnahmen getroffen wurden und werden, um bei nuklearen Tätigkeiten ein
hohes Maß an Sicherheit zu gewährleisten und dadurch nukleare Unfälle zu verhüten sowie die Folgen allenfalls eintre-
tender Unfälle auf ein Mindestmaß zu beschränken,

IN DEM WUNSCH, die internationale Zusammenarbeit bei der sicheren Entwicklung und Nutzung der Kernenergie weiter
zu verstärken,

ÜBERZEUGT von der Notwendigkeit, einen internationalen Rahmen zu schaffen, der die umgehende Leistung von Hilfe
bei nuklearen Unfällen oder radiologischen Notfällen erleichtert, um so deren Folgen zu mildern,

IM HINBLICK auf die Nützlichkeit zweiseitiger und mehrseitiger Vereinbarungen über die gegenseitige Hilfeleistung in
diesem Bereich,

IM HINBLICK auf das Wirken der Internationalen Atomenergie-Organisation bei der Ausarbeitung von Richtlinien über
Vereinbarungen für dringliche gegenseitige Hilfeleistung bei nuklearen Unfällen oder radiologischen Notfällen —

HABEN FOLGENDES VEREINBART:

Artikel 1

Allgemeine Bestimmungen

(1) Die Vertragsstaaten arbeiten untereinander und mit der
Internationalen Atomenergie-Organisation (im Folgenden „Orga-
nisation“ genannt) in Übereinstimmung mit diesem Überein-
kommen zusammen, um eine umgehende Hilfeleistung bei ei-
nem nuklearen Unfall oder radiologischen Notfall zu erleichtern,
damit seine Folgen auf ein Mindestmaß beschränkt und Leben,
Sachwerte und Umwelt vor den Auswirkungen radioaktiver Frei-
setzungen geschützt werden.

(2) Zur Erleichterung dieser Zusammenarbeit können die
Vertragsstaaten zweiseitige oder mehrseitige oder gegebenenfalls
kombinierte Vereinbarungen treffen, um Personen- und Sach-
schäden, die bei einem nuklearen Unfall oder radiologischen
Notfall entstehen können, zu verhindern oder auf ein Mindest-
maß zu beschränken.

(3) Die Vertragsstaaten ersuchen die Organisation, im Rah-
men ihrer Satzung nach besten Kräften in Übereinstimmung mit
diesem Übereinkommen die in dem Übereinkommen vorgese-
hene Zusammenarbeit zwischen den Vertragsstaaten zu fördern,
zu erleichtern und zu unterstützen.

Artikel 2

Leistung von Hilfe

(1) Benötigt ein Vertragsstaat bei einem nuklearen Unfall
oder radiologischen Notfall Hilfe, unabhängig davon, ob dieser
Unfall oder Notfall seinen Ursprung im Hoheitsgebiet, unter der
Hoheitsgewalt oder unter der Kontrolle dieses Vertragsstaats hat,
so kann er jeden anderen Vertragsstaat unmittelbar oder über
die Organisation sowie die Organisation oder gegebenenfalls

andere internationale zwischenstaatliche Organisationen (im Fol-
genden „internationale Organisationen“ genannt) um die Leis-
tung dieser Hilfe ersuchen.

(2) Ein um Hilfe ersuchender Vertragsstaat macht genaue
Angaben über Umfang und Art der erforderlichen Hilfe und
übermittelt, soweit durchführbar, der Hilfe leistenden Partei
die Informationen, die diese benötigt, um festzustellen, inwie-
weit sie dem Ersuchen entsprechen kann. Ist es dem ersu-
chenden Vertragsstaat nicht möglich, Umfang und Art der er-
forderlichen Hilfe genau anzugeben, so legen der ersuchende
Vertragsstaat und die Hilfe leistende Partei in Konsultationen
Umfang und Art der erforderlichen Hilfe fest.

(3) Jeder Vertragsstaat, an den ein solches Hilfeersuchen er-
geht, entscheidet umgehend, ob er in der Lage ist, die erbetene
Hilfe zu leisten, und teilt dies sowie den Umfang und die Be-
dingungen der Hilfe, die geleistet werden könnte, dem ersu-
chenden Vertragsstaat unmittelbar oder über die Organisation
mit.

(4) Die Vertragsstaaten bestimmen im Rahmen ihrer Mög-
lichkeiten die Fachleute, Ausrüstungen und Materialien, die zur
Hilfeleistung anderen Vertragsstaaten bei einem nuklearen Unfall
oder radiologischen Notfall zur Verfügung gestellt werden könn-
ten, sowie die, insbesondere finanziellen, Bedingungen, unter
denen diese Hilfe geleistet werden könnte, und teilen dies der
Organisation mit.

(5) Jeder Vertragsstaat kann im Hinblick auf die medizinische
Behandlung oder die vorübergehende Unterbringung von einem
nuklearen Unfall oder radiologischen Notfall betroffener Perso-
nen im Hoheitsgebiet eines anderen Vertragsstaats um Hilfe er-
suchen.
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(6) Die Organisation entspricht in Übereinstimmung mit ih-
rer Satzung und diesem Übereinkommen dem Hilfeersuchen
eines Vertragsstaats oder Mitgliedstaats bei einem nuklearen Un-
fall oder radiologischen Notfall, indem sie

a) geeignete, für diesen Zweck bestimmte Mittel zur Verfügung
stellt,

b) das Ersuchen umgehend an andere Staaten und internatio-
nale Organisationen weiterleitet, die nach den der Organisa-
tion vorliegenden Informationen über die erforderlichen Mit-
tel verfügen könnten, und,

c) wenn der ersuchende Staat es wünscht, die auf diese Weise
verfügbare Hilfe auf internationaler Ebene koordiniert.

Artikel 3

Leitung und Kontrolle der Hilfeleistung

Sofern nichts anderes vereinbart ist,

a) obliegen dem ersuchenden Staat die Gesamtleitung, Kon-
trolle, Koordinierung und Überwachung der Hilfeleistung in
seinem Hoheitsgebiet. Die Hilfe leistende Partei soll, wenn
die Hilfeleistung mit Einsatz von Personal verbunden ist, in
Konsultation mit dem ersuchenden Staat die Person bestim-
men, der die Verantwortung für das von der Hilfe leistenden
Partei zur Verfügung gestellte Personal und die Ausrüstungen
übertragen ist und der die unmittelbare Aufsicht über deren
Einsatz obliegt. Die bestimmte Person soll diese Aufsicht in
Zusammenarbeit mit den entsprechenden Behörden des er-
suchenden Staates ausüben;

b) stellt der ersuchende Staat im Rahmen seiner Möglichkeiten
örtliche Einrichtungen und Dienste für die zweckmäßige und
wirksame Durchführung der Hilfe zur Verfügung. Er gewähr-
leistet auch den Schutz von Personal, Ausrüstungen und
Materialien, die zu diesem Zweck von der Hilfe leistenden
Partei oder für sie in sein Hoheitsgebiet gebracht wurden;

c) bleiben die Eigentumsrechte an Ausrüstungen und Materia-
lien, die während der Hilfeleistung von der einen oder ande-
ren Partei zur Verfügung gestellt werden, unberührt und ist
deren Rückführung gewährleistet;

d) koordiniert ein Vertragsstaat, der auf ein Ersuchen nach Arti-
kel 2 Absatz 5 Hilfe leistet, diese Hilfeleistung in seinem
Hoheitsgebiet.

Artikel 4

Zuständige Behörden und Kontaktstellen

(1) Jeder Vertragsstaat gibt der Organisation und den anderen
Vertragsstaaten unmittelbar oder über die Organisation seine
zuständigen Behörden und die Kontaktstelle bekannt, die befugt

ist, Hilfeersuchen zu stellen und entgegenzunehmen und Hilfe-
leistungsangebote anzunehmen. Diese Kontaktstellen und eine
Anlaufstelle in der Organisation sind ständig erreichbar.

(2) Jeder Vertragsstaat teilt der Organisation umgehend jede
sich etwa ergebende Änderung der in Absatz 1 bezeichneten
Informationen mit.

(3) Die Organisation übermittelt den Vertragsstaaten, Mit-
gliedstaaten und in Betracht kommenden internationalen Orga-
nisationen regelmäßig und rasch die in den Absätzen 1 und 2
bezeichneten Informationen.

Artikel 5

Aufgaben der Organisation

Die Vertragsstaaten ersuchen die Organisation in Übereinstim-
mung mit Artikel 1 Absatz 3 und unbeschadet anderer Bestim-
mungen dieses Übereinkommens,

a) Informationen über Folgendes zu sammeln und an die Ver-
tragsstaaten und Mitgliedstaaten zu verteilen:

i) Fachleute, Ausrüstungen und Materialien, die bei nukle-
aren Unfällen oder radiologischen Notfällen zur Verfü-
gung gestellt werden könnten,

ii) Methoden, Verfahren und verfügbare Forschungsergeb-
nisse, die sich auf Maßnahmen bei nuklearen Unfällen
oder radiologischen Notfällen beziehen;

b) einen Vertragsstaat oder Mitgliedstaat auf Ersuchen in den
folgenden oder anderen entsprechenden Angelegenheiten zu
unterstützen:

i) Ausarbeitung von Notfallplänen für nukleare Unfälle und
radiologische Notfälle sowie der entsprechenden Rechts-
vorschriften,

ii) Entwicklung geeigneter Ausbildungsprogramme für Per-
sonal, das bei nuklearen Unfällen und radiologischen
Notfällen tätig wird,

iii) Weiterleitung von Ersuchen um Hilfe und sachdienliche
Informationen bei einem nuklearen Unfall oder radiolo-
gischen Notfall,

iv) Entwicklung geeigneter Programme, Verfahren und Nor-
men der Strahlungsüberwachung,

v) Durchführung von Untersuchungen über die Möglichkeit
der Einrichtung geeigneter Systeme zur Strahlungsüber-
wachung;
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c) einem Vertragsstaat oder Mitgliedstaat, der bei einem nukle-
aren Unfall oder radiologischen Notfall um Hilfe ersucht,
geeignete Mittel zur Verfügung zu stellen, die für den Zweck
einer Erstbeurteilung des Unfalls oder Notfalls bestimmt sind;

d) den Vertragsstaaten und Mitgliedstaaten bei einem nuklearen
Unfall oder radiologischen Notfall ihre guten Dienste anzu-
bieten;

e) mit in Betracht kommenden internationalen Organisationen
Verbindung aufzunehmen und aufrechtzuerhalten, um sach-
dienliche Informationen und Daten einzuholen und auszu-
tauschen und den Vertragsstaaten, Mitgliedstaaten und vor-
genannten Organisationen ein Verzeichnis dieser Organisa-
tionen zur Verfügung zu stellen.

Artikel 6

Vertraulichkeit und öffentliche Erklärungen

(1) Der ersuchende Staat und die Hilfe leistende Partei wah-
ren die Vertraulichkeit jeder vertraulichen Information, die ihnen
im Zusammenhang mit der Hilfeleistung bei einem nuklearen
Unfall oder radiologischen Notfall zugänglich wird. Solche In-
formationen werden ausschließlich für den Zweck der verein-
barten Hilfeleistung verwendet.

(2) Die Hilfe leistende Partei unternimmt alle Anstrengungen,
um sich mit dem ersuchenden Staat abzustimmen, bevor Infor-
mationen über die im Zusammenhang mit einem nuklearen
Unfall oder radiologischen Notfall geleistete Hilfe veröffentlicht
werden.

Artikel 7

Erstattung der Kosten

(1) Eine Hilfe leistende Partei kann dem ersuchenden Staat
kostenlose Hilfe anbieten. Bei der Erwägung, ob Hilfe auf dieser
Grundlage angeboten werden soll, berücksichtigt die Hilfe leis-
tende Partei

a) die Art des nuklearen Unfalls oder radiologischen Notfalls,

b) den Ort des Ursprungs des nuklearen Unfalls oder radiologi-
schen Notfalls,

c) die Bedürfnisse von Entwicklungsländern,

d) die besonderen Bedürfnisse von Ländern ohne Kernanlagen
und

e) andere in Betracht kommende Faktoren.

(2) Wird die Hilfe ganz oder teilweise auf der Grundlage der
Kostenerstattung geleistet, so erstattet der ersuchende Staat der
Hilfe leistenden Partei die angefallenen Kosten für Dienstleistun-
gen, die von Personen oder Organisationen für sie erbracht
werden, sowie alle Ausgaben im Zusammenhang mit der Hilfe-
leistung, soweit diese Ausgaben vom ersuchenden Staat nicht
unmittelbar getragen werden. Sofern nichts anderes vereinbart
ist, werden die Kosten umgehend erstattet, nachdem die Hilfe
leistende Partei den ersuchenden Staat zur Erstattung aufgefor-
dert hat; die Erstattungsbeträge sind frei transferierbar, ausge-
nommen solche für örtlich entstandene Kosten.

(3) Ungeachtet Absatz 2 kann die Hilfe leistende Partei jeder-
zeit ganz oder teilweise auf die Erstattung verzichten oder einem
Zahlungsaufschub zustimmen. Bei Erwägung eines solchen Ver-
zichts oder Zahlungsaufschubs nehmen Hilfe leistende Parteien
auf die Bedürfnisse von Entwicklungsländern gebührend Rück-
sicht.

Artikel 8

Vorrechte, Immunitäten und Erleichterungen

(1) Der ersuchende Staat gewährt dem Personal der Hilfe
leistenden Partei und dem für sie tätigen Personal die zur
Durchführung seiner Hilfeleistungsaufgaben erforderlichen Vor-
rechte, Immunitäten und Erleichterungen.

(2) Der ersuchende Staat gewährt dem Personal der Hilfe
leistenden Partei oder dem für sie tätigen Personal, das dem
ersuchenden Staat ordnungsgemäß gemeldet und von ihm zu-
gelassen worden ist, folgende Vorrechte und Immunitäten:

a) Immunität vor Festnahme, Haft und Gerichtsbarkeit, ein-
schließlich Straf-, Zivil- und Verwaltungsgerichtsbarkeit, im
ersuchenden Staat in Bezug auf Handlungen oder Unterlas-
sungen bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben und

b) Befreiung von Steuern, Zöllen oder sonstigen Abgaben mit
Ausnahme derjenigen, die normalerweise im Preis von Wa-
ren enthalten sind oder für Dienstleistungen gezahlt werden,
in Bezug auf die Durchführung seiner Hilfeleistungsaufgaben.

(3) Der ersuchende Staat

a) gewährt der Hilfe leistenden Partei Befreiung von Steuern,
Zöllen oder sonstigen Abgaben für Ausrüstungen und sons-
tige Sachwerte, die von der Hilfe leistenden Partei zum
Zweck der Hilfeleistung in das Hoheitsgebiet des ersuchen-
den Staates gebracht werden, und

b) gewährt Immunität vor Beschlagnahme, Pfändung oder Ein-
ziehung dieser Ausrüstungen und Sachwerte.
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(4) Der ersuchende Staat gewährleistet die Rückführung die-
ser Ausrüstungen und Sachwerte. Vor der Rückführung trifft der
ersuchende Staat auf Ersuchen der Hilfe leistenden Partei im
Rahmen seiner Möglichkeiten Vorkehrungen für die erforderli-
che Dekontamination wieder verwendbarer Ausrüstungen, die
zur Hilfeleistung bestimmt waren.

(5) Der ersuchende Staat erleichtert die Einreise und Einfuhr
in sein Hoheitsgebiet, den Aufenthalt und Verbleib in seinem
Hoheitsgebiet und die Ausreise und Ausfuhr aus seinem Ho-
heitsgebiet für das nach Absatz 2 gemeldete Personal sowie
die für die Hilfeleistung bestimmten Ausrüstungen und sonsti-
gen Sachwerte.

(6) Dieser Artikel verpflichtet den ersuchenden Staat nicht,
seinen Staatsangehörigen oder den Personen mit ständigem Auf-
enthalt in diesem Staat, die in den vorstehenden Absätzen vor-
gesehenen Vorrechte und Immunitäten zu gewähren.

(7) Unbeschadet der Vorrechte und Immunitäten sind alle
Personen, die aufgrund dieses Artikels solche Vorrechte und
Immunitäten genießen, verpflichtet, die Gesetze und sonstigen
Rechtsvorschriften des ersuchenden Staates zu beachten. Sie
sind auch verpflichtet, sich nicht in die inneren Angelegenheiten
des ersuchenden Staates einzumischen.

(8) Dieser Artikel beeinträchtigt nicht die Rechte und Pflich-
ten in Bezug auf Vorrechte und Immunitäten, die aufgrund
anderer internationaler Übereinkünfte oder der Regeln des Völ-
kergewohnheitsrechts gewährt werden.

(9) Ein Staat kann bei der Unterzeichnung, Ratifikation, An-
nahme oder Genehmigung dieses Übereinkommens oder dem
Beitritt zu diesem erklären, dass er sich durch die Absätze 2 und
3 ganz oder teilweise nicht als gebunden betrachtet.

(10) Ein Vertragsstaat, der eine Erklärung nach Absatz 9 ab-
gegeben hat, kann diese jederzeit durch eine an den Verwahrer
gerichtete Notifikation zurücknehmen.

Artikel 9

Durchreise von Personal und Durchfuhr von Ausrüstungen
und sonstigen Sachwerten

Jeder Vertragsstaat bemüht sich auf Ersuchen des ersuchenden
Staates oder der Hilfe leistenden Partei, die Durchreise und
Durchfuhr von Personal, Ausrüstungen und sonstigen Sachwer-
ten, die ordnungsgemäß gemeldet und für die Hilfeleistung be-
stimmt sind, durch sein Hoheitsgebiet zu und von dem ersu-
chenden Staat zu erleichtern.

Artikel 10

Ansprüche und Schadenersatz

(1) Die Vertragsstaaten arbeiten eng zusammen, um die Erle-
digung gerichtlicher Verfahren und von Ansprüchen nach die-
sem Artikel zu erleichtern.

(2) Sofern nichts anderes vereinbart ist, wird ein ersuchender
Staat in Bezug auf den Tod oder die Verletzung von Personen,

die Beschädigung oder den Verlust von Sachwerten oder auf
Umweltschäden, die in seinem Hoheitsgebiet oder einem ande-
ren Gebiet unter seiner Hoheitsgewalt oder Kontrolle im Verlauf
der angeforderten Hilfeleistung verursacht worden sind,

a) kein gerichtliches Verfahren gegen die Hilfe leistende Partei
oder gegen die für sie tätigen natürlichen Personen oder
anderen Rechtsträger einleiten,

b) die Verantwortung im Zusammenhang mit gerichtlichen Ver-
fahren und mit Ansprüchen übernehmen, die von Dritten
gegen die Hilfe leistende Partei oder gegen die für sie tätigen
natürlichen Personen oder anderen Rechtsträger geltend ge-
macht werden,

c) die Hilfe leistende Partei oder die für sie tätigen natürlichen
Personen oder anderen Rechtsträger in Bezug auf die unter
Buchstabe b genannten gerichtlichen Verfahren und Ansprü-
che schadlos halten und

d) die Hilfe leistende Partei oder die für sie tätigen natürlichen
Personen oder anderen Rechtsträger entschädigen für

i) Tod oder Verletzung von Personal der Hilfe leistenden
Partei oder für sie tätigen Personen,

ii) Verlust oder Beschädigung unverbrauchbarer Ausrüstun-
gen oder Materialien, die mit der Hilfeleistung im Zusam-
menhang stehen;

ausgenommen hiervon sind Fälle vorsätzlichen Fehlverhaltens
der Personen, die den Tod, die Verletzung, den Verlust oder
die Beschädigung verursacht haben.

(3) Dieser Artikel verhindert nicht Schadenersatzleistungen
oder Entschädigungen aufgrund geltender internationaler Über-
einkünfte oder innerstaatlichen Rechts eines Staates.

(4) Dieser Artikel verpflichtet den ersuchenden Staat nicht,
Absatz 2 ganz oder teilweise auf seine Staatsangehörigen oder
die Personen mit ständigem Aufenthalt in diesem Staat anzu-
wenden.

(5) Ein Staat kann bei der Unterzeichnung, Ratifikation, An-
nahme oder Genehmigung dieses Übereinkommens oder dem
Beitritt zu diesem erklären,

a) dass er sich durch Absatz 2 ganz oder teilweise nicht als
gebunden betrachtet;

b) dass er Absatz 2 ganz oder teilweise in Fällen grober Fahr-
lässigkeit der Personen, die den Tod, die Verletzung, den
Verlust oder die Beschädigung verursacht haben, nicht an-
wenden wird.

(6) Ein Vertragsstaat, der eine Erklärung nach Absatz 5 ab-
gegeben hat, kann diese jederzeit durch eine an den Verwahrer
gerichtete Notifikation zurücknehmen.
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Artikel 11

Beendigung der Hilfeleistung

Der ersuchende Staat oder die Hilfe leistende Partei kann jeder-
zeit nach entsprechenden Konsultationen und durch schriftliche
Notifikation um Beendigung der nach diesem Übereinkommen
erhaltenen oder geleisteten Hilfe ersuchen. Sobald ein solches
Ersuchen gestellt ist, konsultieren die beteiligten Parteien einan-
der, um Vorkehrungen für den ordnungsgemäßen Abschluss der
Hilfeleistung zu treffen.

Artikel 12

Verhältnis zu anderen internationalen Übereinkünften

Dieses Übereinkommen berührt nicht die gegenseitigen Rechte
und Pflichten der Vertragsstaaten aus bestehenden internationa-
len Übereinkünften betreffend die durch das Übereinkommen
erfassten Angelegenheiten oder aus künftigen internationalen
Übereinkünften, die in Übereinstimmung mit Ziel und Zweck
des Übereinkommens geschlossen werden.

Artikel 13

Beilegung von Streitigkeiten

(1) Im Fall einer Streitigkeit zwischen Vertragsstaaten oder
zwischen einem Vertragsstaat und der Organisation über die
Auslegung oder Anwendung dieses Übereinkommens konsultie-
ren die Streitparteien einander mit dem Ziel, die Streitigkeit
durch Verhandlungen oder durch jedes andere für sie annehm-
bare friedliche Mittel der Beilegung von Streitigkeiten beizule-
gen.

(2) Kann eine Streitigkeit dieser Art zwischen Vertragsstaaten
nicht binnen eines Jahres nach dem in Absatz 1 vorgesehenen
Ersuchen um Konsultation beigelegt werden, so wird sie auf
Ersuchen einer der Streitparteien einem Schiedsverfahren unter-
worfen oder dem Internationalen Gerichtshof zur Entscheidung
unterbreitet. Wird eine Streitigkeit einem Schiedsverfahren un-
terworfen und können sich die Streitparteien nicht binnen sechs
Monaten nach dem Zeitpunkt des Ersuchens über die Ausge-
staltung des Schiedsverfahrens einigen, so kann eine Partei den
Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs oder den General-
sekretär der Vereinten Nationen ersuchen, einen oder mehrere
Schiedsrichter zu bestellen. Widersprechen Ersuchen der Streit-
parteien einander, so hat das an den Generalsekretär der Ver-
einten Nationen gerichtete Ersuchen Vorrang.

(3) Ein Staat kann bei der Unterzeichnung, Ratifikation, An-
nahme oder Genehmigung dieses Übereinkommens oder dem
Beitritt zu diesem erklären, dass er sich durch eines oder durch
beide der in Absatz 2 vorgesehenen Verfahren zur Beilegung
von Streitigkeiten nicht als gebunden betrachtet. Die anderen
Vertragsstaaten sind gegenüber einem Vertragsstaat, für den
eine solche Erklärung in Kraft ist, durch ein in Absatz 2 vorge-
sehenes Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten nicht gebun-
den.

(4) Ein Vertragsstaat, der eine Erklärung nach Absatz 3 ab-
gegeben hat, kann diese jederzeit durch eine an den Verwahrer
gerichtete Notifikation zurücknehmen.

Artikel 14

Inkrafttreten

(1) Dieses Übereinkommen liegt für alle Staaten und Nami-
bia, vertreten durch den Rat der Vereinten Nationen für Nami-
bia, vom 26. September 1986 am Sitz der Internationalen
Atomenergie-Organisation in Wien und vom 6. Oktober
1986 am Sitz der Vereinten Nationen in New York bis zu
seinem Inkrafttreten oder für die Dauer von zwölf Monaten,
falls diese Zeitspanne länger ist, zur Unterzeichnung auf.

(2) Jeder Staat und Namibia, vertreten durch den Rat der
Vereinten Nationen für Namibia, können ihre Zustimmung,
durch dieses Übereinkommen gebunden zu sein, entweder
durch Unterzeichnung oder durch Hinterlegung einer Ratifika-
tions-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde nach einer unter
Vorbehalt der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung erfolg-
ten Unterzeichnung oder durch Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde zum Ausdruck bringen. Die Ratifikations-, Annahme-,
Genehmigungs- oder Beitrittsurkunden werden beim Verwahrer
hinterlegt.

(3) Dieses Übereinkommen tritt dreißig Tage nach dem Zeit-
punkt in Kraft, zu dem drei Staaten ihre Zustimmung, gebunden
zu sein, zum Ausdruck gebracht haben.

(4) Für jeden Staat, der nach Inkrafttreten dieses Überein-
kommens seine Zustimmung zum Ausdruck bringt, durch das
Übereinkommen gebunden zu sein, tritt es dreißig Tage nach
dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die Zustimmung zum Aus-
druck gebracht wurde.

(5) a) Dieses Übereinkommen steht internationalen Organisa-
tionen und von souveränen Staaten gebildeten Organisa-
tionen der regionalen Integration, die für das Aushan-
deln, den Abschluss und die Anwendung internationaler
Übereinkünfte betreffend die durch das Übereinkommen
erfassten Angelegenheiten zuständig sind, nach Maßgabe
dieses Artikels zum Beitritt offen.

b) Bei Angelegenheiten, die in ihren Zuständigkeitsbereich
fallen, handeln diese Organisationen bei Ausübung der
Rechte und Erfüllung der Pflichten, die dieses Überein-
kommen den Vertragsstaaten zuweist, in eigenem Na-
men.

c) Bei der Hinterlegung ihrer Beitrittsurkunde übermittelt
eine solche Organisation dem Verwahrer eine Erklärung,
in der sie den Umfang ihrer Zuständigkeit betreffend die
durch dieses Übereinkommen erfassten Angelegenheiten
angibt.

d) Eine solche Organisation besitzt keine zusätzliche
Stimme neben den Stimmen ihrer Mitgliedstaaten.
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Artikel 15

Vorläufige Anwendung

Ein Staat kann bei der Unterzeichnung oder zu einem späteren
Zeitpunkt, bevor dieses Übereinkommen für ihn in Kraft tritt,
erklären, dass er das Übereinkommen vorläufig anwenden wird.

Artikel 16

Änderungen

(1) Ein Vertragsstaat kann Änderungen dieses Übereinkom-
mens vorschlagen. Der Änderungsvorschlag wird dem Verwah-
rer vorgelegt, der ihn sofort an alle anderen Vertragsstaaten
weiterleitet.

(2) Ersucht die Mehrheit der Vertragsstaaten den Verwahrer
um Einberufung einer Konferenz zur Prüfung der Änderungs-
vorschläge, so lädt der Verwahrer alle Vertragsstaaten zur Teil-
nahme an dieser Konferenz ein, die frühestens dreißig Tage nach
Versenden der Einladungen beginnt. Jede auf der Konferenz mit
Zweidrittelmehrheit aller Vertragsstaaten angenommene Ände-
rung wird in einem Protokoll festgehalten, das für alle Vertrags-
staaten in Wien und New York zur Unterzeichnung aufliegt.

(3) Das Protokoll tritt dreißig Tage nach dem Zeitpunkt in
Kraft, zu dem drei Staaten ihre Zustimmung zum Ausdruck
gebracht haben, durch das Protokoll gebunden zu sein. Für
jeden Staat, der nach Inkrafttreten des Protokolls seine Zustim-
mung zum Ausdruck bringt, durch das Protokoll gebunden zu
sein, tritt es dreißig Tage nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem
die Zustimmung zum Ausdruck gebracht wurde.

Artikel 17

Kündigung

(1) Ein Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen durch eine
an den Verwahrer gerichtete schriftliche Notifikation kündigen.

(2) Die Kündigung wird ein Jahr nach Empfang der Notifika-
tion durch den Verwahrer wirksam.

Artikel 18

Verwahrer

(1) Der Generaldirektor der Organisation ist der Verwahrer
dieses Übereinkommens.

(2) Der Generaldirektor der Organisation notifiziert den Ver-
tragsstaaten und allen anderen Staaten umgehend

a) jede Unterzeichnung dieses Übereinkommens oder eines Än-
derungsprotokolls,

b) jede Hinterlegung einer Ratifikations-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde zu diesem Übereinkommen
oder einem Änderungsprotokoll,

c) jede Erklärung oder Rücknahme einer Erklärung in Überein-
stimmung mit den Artikeln 8, 10 und 13,

d) jede Erklärung über die vorläufige Anwendung dieses Über-
einkommens in Übereinstimmung mit Artikel 15,

e) das Inkrafttreten dieses Übereinkommens und jeder Ände-
rung desselben und

f) jede Kündigung nach Artikel 17.

Artikel 19

Verbindliche Wortlaute und beglaubigte Abschriften

Die Urschrift dieses Übereinkommens, dessen arabischer, chine-
sischer, englischer, französischer, russischer und spanischer
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird beim Generaldirek-
tor der Internationalen Atomenergie-Organisation hinterlegt;
dieser übermittelt den Vertragsstaaten und allen anderen Staaten
beglaubigte Abschriften.

ZU URKUND DESSEN haben die gehörig befugten Unterzeichne-
ten dieses Übereinkommen, das nach Artikel 14 Absatz 1 zur
Unterzeichnung aufliegt, unterschrieben.

ANGENOMMEN von der Generalkonferenz der Internationalen
Atomenergie-Organisation auf einer Sondertagung in Wien am
26. September 1986.
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Erklärung gemäß Artikel 14 Absatz 5 Buchstabe c des Übereinkommens über Hilfeleistung bei
nuklearen Unfällen oder radiologischen Notfällen

Die Gemeinschaft verfügt gemäß Artikel 2 Buchstabe b und den einschlägigen Bestimmungen des Titels II
Kapitel 3 „Gesundheitsschutz“ des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft gemeinsam
mit den Mitgliedstaaten über bestimmte Zuständigkeiten im Bereich der Hilfeleistung bei radiologischen
Notfällen.
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(In Anwendung von Titel V des Vertrags über die Europäische Union erlassene Rechtsakte)

BESCHLUSS 2005/846/GASP DES RATES

vom 29. November 2005

zur Durchführung des Gemeinsamen Standpunkts 2005/440/GASP über restriktive Maßnahmen
gegen die Demokratische Republik Kongo

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Gemeinsamen Standpunkt 2005/440/GASP des
Rates vom 13. Juni 2005 (1), insbesondere auf Artikel 6 in
Verbindung mit Artikel 23 Absatz 2 des Vertrags über die
Europäische Union,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 1. November 2005 hat der gemäß der Resolution
1533 (2004) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen
eingesetzte Ausschuss die Liste der Personen und Einrich-
tungen gebilligt, für die die Maßnahmen nach den Num-
mern 13 und 15 der Resolution 1596 (2005) des Sicher-
heitsrats der Vereinten Nationen über die Demokratische
Republik Kongo gelten.

(2) Der Anhang des Gemeinsamen Standpunkts
2005/440/GASP sollte entsprechend ergänzt werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Die Liste der Personen und Einrichtungen im Anhang dieses
Beschlusses wird in den Anhang des Gemeinsamen Standpunkts
2005/440/GASP aufgenommen.

Artikel 2

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Annahme wirksam.

Artikel 3

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver-
öffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 29. November 2005.

Im Namen des Rates
Der Präsident
A. JOHNSON
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ANHANG

Liste der Personen und Rechtspersönlichkeit nach Artikel 1

1. Nachname, Vorname: BWAMBALE, Frank Kakolele

Aliasname: Frank Kakorere, Frank Kakorere Bwambale

Geschlecht:

Titel/Funktion:

Anschrift (Nr. Straße, PLZ, Ort, Land):

Geburtsdatum:

Geburtsort (Ort, Land):

Reisepass-Nr./Personalausweis-Nr. (einschl. ausstellendes Land, Ausstellungsort und -datum):

Staatsangehörigkeit:

Sonstige Angaben: Ehemaliger Führer der RCD-ML, besitzt politischen Einfluss; beherrscht und kontrolliert die
Aktivitäten der Truppen der RCD-ML, einer der unter Nummer 20 der Resolution 1493 (2003) genannten bewaffne-
ten Gruppen und Milizen, die für illegalen Waffenhandel unter Verletzung des Waffenembargos verantwortlich sind.

2. Nachname, Vorname: KAKWAVU BUKANDE, Jérôme

Aliasname: Jérôme Kakwavu

Geschlecht:

Titel/Funktion:

Anschrift (Nr. Straße, PLZ, Ort, Land):

Geburtsdatum:

Geburtsort (Ort, Land):

Reisepass-Nr./Personalausweis-Nr. (einschl. ausstellendes Land, Ausstellungsort und -datum):

Staatsangehörigkeit: kongolesisch

Sonstige Angaben: Bekannt als „Kommandant Jérôme“. Ehemaliger Führer der UCD/FAPC. Die FAPC kontrolliert
illegale Grenzposten zwischen Uganda und der DRK — eine wichtige Transitroute für den Waffenhandel. Besitzt als
Führer der FAPC politischen Einfluss und beherrscht und kontrolliert die Aktivitäten der FAPC-Truppen, die am
illegalen Waffenhandel beteiligt sind und somit gegen das Waffenembargo verstoßen. Wurde im Dezember 2004 in
den Rang eines Generals der FARDC erhoben.

3. Nachname, Vorname: KATANGA, Germain

Aliasname:

Geschlecht:

Titel/Funktion:

Anschrift (Nr. Straße, PLZ, Ort, Land):

Geburtsdatum:

Geburtsort (Ort, Land):

Reisepass-Nr./Personalausweis-Nr. (einschl. ausstellendes Land, Ausstellungsort und -datum):

Staatsangehörigkeit: kongolesisch

Sonstige Angaben: Seit März 2005 in Kinshasa unter Hausarrest gestellt wegen Beteiligung der FRP an Menschen-
rechtsverletzungen. Führer der FRPI. Wurde im Dezember 2004 zum General in der FARDC ernannt. Beteiligt an
Waffentransfers unter Verletzung des Waffenembargos.
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4. Nachname, Vorname: LUBANGA, Thomas

Aliasname:

Geschlecht:

Titel/Funktion:

Anschrift (Nr. Straße, PLZ, Ort, Land):

Geburtsdatum:

Geburtsort (Ort, Land): Ituri

Reisepass-Nr./Personalausweis-Nr. (einschl. ausstellendes Land, Ausstellungsort und -datum):

Staatsangehörigkeit: kongolesisch

Sonstige Angaben: Seit März 2005 in Kinshasa wegen Beteiligung der UPC/L an Menschenrechtsverletzungen inhaf-
tiert. Führer der UPC/L, einer der unter Nummer 20 der Resolution 1493 (2003) genannten bewaffneten Gruppen
und Milizen, die am illegalen Waffenhandel beteiligt sind und somit gegen das Waffenembargo verstoßen.

5. Nachname, Vorname: MANDRO, Khawa Panga

Aliasname: Kawa Panga, Kawa Panga Mandro, Kawa Mandro, Yves Andoul Karim

Geschlecht:

Titel/Funktion:

Anschrift (Nr. Straße, PLZ, Ort, Land):

Geburtsdatum: 20.8.1973

Geburtsort (Ort, Land): Bunia

Reisepass-Nr./Personalausweis-Nr. (einschl. ausstellendes Land, Ausstellungsort und -datum):

Staatsangehörigkeit: kongolesisch

Sonstige Angaben: Bekannt als „Chief Kahwa“, „Kawa“. Ehemaliger Führer der PUSIC, einer der unter Nummer 20 der
Resolution 1493 (2003) genannten bewaffneten Gruppen und Milizen, die am illegalen Waffenhandel beteiligt sind
und somit gegen das Waffenembargo verstoßen. Seit April 2005 inhaftiert in Bunia wegen Sabotage des Friedens-
prozesses in der Provinz Ituri.

6. Nachname, Vorname: MPANO, Douglas

Aliasname:

Geschlecht:

Titel/Funktion:

Anschrift (Nr. Straße, PLZ, Ort, Land):

Geburtsdatum:

Geburtsort (Ort, Land):

Reisepass-Nr./Personalausweis-Nr. (einschl. ausstellendes Land, Ausstellungsort und -datum):

Staatsangehörigkeit: kongolesisch

Sonstige Angaben: Ansässig in Goma. Manager der Compagnie Aérienne des Grands Lacs und der Great Lakes
Business Company, deren Fluggeräte zur Unterstützung der unter Nummer 20 der Resolution 1493 (2003) ge-
nannten bewaffneten Gruppen und Milizen eingesetzt wurden. Auch verantwortlich für die Verschleierung von Flug-
und Frachtinformationen in der offensichtlichen Absicht, Verstöße gegen das Waffenembargo zu ermöglichen.

7. Nachname, Vorname: MUDACUMURA, Sylvestre

Aliasname:

Geschlecht:

Titel/Funktion:

Anschrift (Nr. Straße, PLZ, Ort, Land):

Geburtsdatum:

Geburtsort (Ort, Land):

Reisepass-Nr./Personalausweis-Nr. (einschl. ausstellendes Land, Ausstellungsort und -datum):
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Staatsangehörigkeit: ruandisch

Sonstige Angaben: Bekannt als „Radja“, „Mupenzi Bernard“, „Generalmajor Mupenzi“. Kommandant der FDLR-Boden-
truppen; besitzt politischen Einfluss, beherrscht und kontrolliert die Aktivitäten der FDLR-Truppen, die zu den unter
Nummer 20 der Resolution 1493 (2003) genannten bewaffneten Gruppen und Milizen zählen, die am illegalen
Waffenhandel beteiligt sind und somit gegen das Waffenembargo verstoßen.

8. Nachname, Vorname: MURWANASHY-AKA, GRD. Ignace

Aliasname: Ignace

Geschlecht:

Titel/Funktion:

Anschrift (Nr. Straße, PLZ, Ort, Land):

Geburtsdatum:

Geburtsort (Ort, Land):

Reisepass-Nr./Personalausweis-Nr. (einschl. ausstellendes Land, Ausstellungsort und -datum):

Staatsangehörigkeit: ruandisch

Sonstige Angaben: In Deutschland wohnhaft. Führer der FDLR. Besitzt politischen Einfluss. Beherrscht und kontrol-
liert die Aktivitäten der FDLR-Truppen, die zu den unter Nummer 20 der Resolution 1493 (2003) genannten
bewaffneten Gruppen und Milizen zählen, die am Waffenhandel beteiligt sind und somit gegen das Waffenembargo
verstoßen.

9. Nachname, Vorname: MUTEBUTSI, Jules

Aliasname: Jules Mutebusi, Jules Mutebuzi

Geschlecht:

Titel/Funktion:

Anschrift (Nr. Straße, PLZ, Ort, Land):

Geburtsdatum:

Geburtsort (Ort, Land): Süd-Kivu

Reisepass-Nr./Personalausweis-Nr. (einschl. ausstellendes Land, Ausstellungsort und -datum):

Staatsangehörigkeit: kongolesisch (Süd-Kivu)

Sonstige Angaben: Derzeit in Ruanda inhaftiert. Bekannt als „Oberst Mutebutsi“. Ehemaliger Stellvertretender militär-
ischer Regionalkommandeur der FARDC im 10. Militärbezirk; im April 2004 wegen Disziplinlosigkeit ausgeschieden;
vereinte seine Kräfte mit anderen abtrünnigen Elementen der ehemaligen RCD-G, um im Mai 2004 die Stadt Bukavu
gewaltsam einzunehmen. Beteiligt an der Beschaffung von Waffen außerhalb der FARDC-Strukturen und deren
Lieferung an unter Nummer 20 der Resolution 1493 (2003) genannte bewaffnete Gruppen und Milizen unter
Verletzung des Waffenembargos.

10. Nachname, Vorname: NGUDJOLO, Matthieu

Aliasname: Cui Ngudjolo

Geschlecht:

Titel/Funktion:

Anschrift (Nr. Straße, PLZ, Ort, Land):

Geburtsdatum:

Geburtsort (Ort, Land):

Reisepass-Nr./Personalausweis-Nr. (einschl. ausstellendes Land, Ausstellungsort und -datum):

Staatsangehörigkeit:

Sonstige Angaben: „Oberst“ oder „General“. Stabschef der FNI und ehemaliger Stabschef der FRPI, besitzt politischen
Einfluss; beherrscht und kontrolliert die Aktivitäten der FRPI-Truppen, die zu den unter Nummer 20 der Resolution
1493 (2003) genannten bewaffneten Gruppen und Milizen zählen, die für illegalen Waffenhandel unter Verletzung
des Waffenembargos verantwortlich sind. Wurde im Oktober 2003 in Bunia von der MONUC verhaftet.
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11. Nachname, Vorname: NJABU, Floribert Ngabu

Aliasname: Floribert Njabu, Floribert Ndjabu, Floribert Ngabu Ndjabu

Geschlecht:

Titel/Funktion:

Anschrift (Nr. Straße, PLZ, Ort, Land):

Geburtsdatum:

Geburtsort (Ort, Land):

Reisepass-Nr./Personalausweis-Nr. (einschl. ausstellendes Land, Ausstellungsort und -datum):

Staatsangehörigkeit:

Sonstige Angaben: Wegen Beteiligung der FNI an Menschenrechtsverletzungen verhaftet und seit März 2005 in
Kinshasa unter Hausarrest gestellt. Führer der FNI, einer der unter Nummer 20 der Resolution 1493 (2003) ge-
nannten bewaffneten Gruppen und Milizen, die am illegalen Waffenhandel beteiligt sind und somit gegen das
Waffenembargo verstoßen.

12. Nachname, Vorname: NKUNDA, Laurent

Aliasname: Laurent Nkunda Bwatare, Laurent Nkundabatware, Laurent Nkunda Mahoro Batware

Geschlecht:

Titel/Funktion:

Anschrift (Nr. Straße, PLZ, Ort, Land):

Geburtsdatum: 6.2.1967

Geburtsort (Ort, Land): Nord-Kivu/Rutshuru

Reisepass-Nr./Personalausweis-Nr. (einschl. ausstellendes Land, Ausstellungsort und -datum):

Staatsangehörigkeit: kongolesisch

Sonstige Angaben: Derzeitiger Aufenthalt unbekannt. Wurde in Ruanda und Goma gesichtet. Bekannt als „General
Nkunda“. Ehemaliger General der RCD-G. Vereinte seine Kräfte mit anderen abtrünnigen Elementen der ehemaligen
RCD-G, um im Mai 2004 die Stadt Bukavu gewaltsam einzunehmen. Beschaffung von Waffen außerhalb der FARDC,
womit er gegen das Waffenembargo verstößt.

13. Nachname, Vorname: NYAKUNI, James

Aliasname:

Geschlecht:

Titel/Funktion:

Anschrift (Nr. Straße, PLZ, Ort, Land):

Geburtsdatum:

Geburtsort (Ort, Land):

Reisepass-Nr./Personalausweis-Nr. (einschl. ausstellendes Land, Ausstellungsort und -datum):

Staatsangehörigkeit: ugandisch

Sonstige Angaben: Handelspartnerschaft mit Kommandant Jérôme, insbesondere Schmuggel über die Grenze DRK/U-
ganda, vermutlich einschließlich des Schmuggels von Waffen und Militärgütern in nicht kontrollierten LKW. Ver-
letzung des Waffenembargos und Unterstützung von unter Nummer 20 der Resolution 1493 (2003) genannten
bewaffneten Gruppen und Milizen, einschließlich finanzieller Hilfe, um ihnen militärische Aktionen zu ermöglichen.

14. Nachname, Vorname: OZIA MAZIO, Dieudonné

Aliasname: Ozia Mazio

Geschlecht:

Titel/Funktion:

Anschrift (Nr. Straße, PLZ, Ort, Land):

Geburtsdatum: 6.6.1949
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Geburtsort (Ort, Land): Ariwara, DRK

Reisepass-Nr./Personalausweis-Nr. (einschl. ausstellendes Land, Ausstellungsort und -datum):

Staatsangehörigkeit: kongolesisch

Sonstige Angaben: Bekannt als „Omari“ oder „Mister Omari“. Präsident des Unternehmerverbands FEC im Gebiet Aru.
Finanzvereinbarungen mit Kommandant Jérôme und der FAPC; Schmuggel über die Grenze DRK/Uganda, um
Kommandant Jérôme und seine Truppen zu beliefern und mit Bargeld zu versorgen. Verletzung des Waffenembargos,
u. a. durch die Unterstützung von unter Nummer 20 der Resolution 1493 (2003) genannten bewaffneten Gruppen
und Milizen.

15. Nachname, Vorname: TAGANDA, Bosco

Aliasname: Bosco Ntaganda, Bosco Ntagenda

Geschlecht:

Titel/Funktion:

Anschrift (Nr. Straße, PLZ, Ort, Land):

Geburtsdatum:

Geburtsort (Ort, Land):

Reisepass-Nr./Personalausweis-Nr. (einschl. ausstellendes Land, Ausstellungsort und -datum):

Staatsangehörigkeit: kongolesisch

Sonstige Angaben: Bekannt als „Terminator“ oder „Major“. Militärkommandeur der UPC-L, besitzt politischem Ein-
fluss, beherrscht und kontrolliert die Aktivitäten der UPC-L, einer der unter Nummer 20 der Resolution 1493 (2003)
genannten bewaffneten Gruppen und Milizen, die am illegalen Waffenhandel beteiligt sind und somit gegen das
Waffenembargo verstoßen. Er war im Dezember 2004 zum General der FARDC ernannt worden, lehnte aber diese
Beförderung ab und verbleibt daher außerhalb der FARDC.

16. Name: TOUS POUR LA PAIX ET LE DEVELOPPMENT (NRO)

Aliasname: TPD

Anschrift (Nr. Straße, PLZ, Ort, Land): Goma, Nord-Kivu

Ort der Registrierung (Ort, Land):

Datum der Registrierung:

Registriernummer:

Hauptgeschäftsort:

Sonstige Angaben: Beteiligt am Verstoß gegen das Waffenembargo durch Unterstützung der RCD-G, insbesondere
durch die Bereitstellung von LKW für Waffen- und Truppentransporte und durch die Beförderung von Waffen
Anfang 2005, die an Teile der Bevölkerung in Masisi und Rutshuru in Nord-Kivu verteilt werden sollten.
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GEMEINSAMER STANDPUNKT 2005/847/GASP DES RATES

vom 29. November 2005

zur Aktualisierung des Gemeinsamen Standpunkts 2001/931/GASP über die Anwendung
besonderer Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus und zur Aufhebung des Gemeinsamen

Standpunkts 2005/725/GASP

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson-
dere auf die Artikel 15 und 34,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 27. Dezember 2001 hat der Rat den Gemeinsamen
Standpunkt 2001/931/GASP über die Anwendung be-
sonderer Maßnahmen zur Bekämpfung des Terroris-
mus (1) angenommen.

(2) Am 17. Oktober 2005 hat der Rat den Gemeinsamen
Standpunkt 2005/725/GASP zur Aktualisierung des Ge-
meinsamen Standpunkts 2001/931/GASP (2) angenom-
men.

(3) In dem Gemeinsamen Standpunkt 2001/931/GASP ist
eine regelmäßige Überprüfung vorgesehen.

(4) Es wurde beschlossen, den Anhang des Gemeinsamen
Standpunkts 2001/931/GASP zu aktualisieren und den
Gemeinsamen Standpunkt 2005/725/GASP aufzuheben.

(5) Gemäß den Kriterien des Artikels 1 Absatz 4 des Ge-
meinsamen Standpunkts 2001/931/GASP wurde eine
Liste ausgearbeitet —

HAT FOLGENDEN GEMEINSAMEN STANDPUNKT ANGENOMMEN:

Artikel 1

Die Liste der Personen, Vereinigungen und Körperschaften, für
die der Gemeinsame Standpunkt 2001/931/GASP gilt, ist im
Anhang wiedergegeben.

Artikel 2

Der Gemeinsame Standpunkt 2005/725/GASP wird aufgeho-
ben.

Artikel 3

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird am Tag seiner Annahme
wirksam.

Artikel 4

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird im Amtsblatt der Europä-
ischen Union veröffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 29. November 2005.

Im Namen des Rates
Der Präsident
A. JOHNSON
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ANHANG

Verzeichnis der Personen, Vereinigungen und Körperschaften nach Artikel 1 (1)

1. PERSONEN

1. ABOU, Rabah Naami (alias Naami Hamza; alias Mihoubi Faycal; alias Fellah Ahmed; alias Dafri Rèmi Lahdi), geboren
am 1.2.1966 in Algier (Algerien) (Mitglied von al-Takfir und al-Hijra)

2. ABOUD, Maisi (alias „der schweizerische Abderrahmane“), geboren am 17.10.1964 in Algier (Algerien) (Mitglied von
al-Takfir und al-Hijra)

3. * ALBERDI URANGA, Itziar (E.T.A.-Aktivist), geboren am 7.10.1963 in Durango (Viscaya), Personalausweis
Nr. 78 865 693

4. * ALBISU IRIARTE, Miguel (E.T.A.-Aktivist Mitglied von Gestoras Pro-amnistía), geboren am 7.6.1961 in San
Sebastián (Guipúzcoa), Personalausweis Nr. 15 954 596

5. AL-MUGHASSIL, Ahmad Ibrahim (alias ABU OMRAN; alias AL-MUGHASSIL, Ahmed Ibrahim), geboren am
26.6.1967 in Qatif-Bab al Shamal, Saudi-Arabien; saudi-arabischer Staatsangehöriger

6. AL-NASSER, Abdelkarim Hussein Mohamed, geboren in Al Ihsa, Saudi-Arabien; saudi-arabischer Staatsangehöriger

7. AL-YACOUB, Ibrahim Salih Mohammed, geboren am 16.10.1966 in Tarut, Saudi-Arabien; saudi-arabischer Staats-
angehöriger

8. * APAOLAZA SANCHO, Ivan (E.T.A.-Aktivist; Mitglied von K. Madrid), geboren am 10.11.1971 in Beasain (Gui-
puzcoa), Personalausweis Nr. 44 129 178

9. ARIOUA, Azzedine, geboren am 20.11.1960 in Constantine (Algerien) (Mitglied von al-Takfir und al-Hijra)

10. ARIOUA, Kamel (alias Lamine Kamel), geboren am 18.8.1969 in Constantine (Algerien) (Mitglied von al-Takfir und
al-Hijra)

11. ASLI, Mohamed (alias Dahmane Mohamed), geboren am 13.5.1975 in Ain Taya (Algerien) (Mitglied von al-Takfir
und al-Hijra)

12. ASLI, Rabah, geboren am 13.5.1975 in Ain Taya (Algerien) (Mitglied von al-Takfir und al-Hijra)

13. * ARZALLUS TAPIA, Eusebio (E.T.A.-Aktivist), geboren am 8.11.1957 in Regil (Guipúzcoa), Personalausweis
Nr. 15 927 207

14. ATWA, Ali (alias BOUSLIM, Ammar Mansour; alias SALIM, Hassan Rostom), Libanon, geboren 1960 in Libanon;
libanesischer Staatsangehöriger

15. DARIB, Noureddine (alias Carreto; alias Zitoun Mourad), geboren am 1.2.1972 in Algerien (Mitglied von al-Takfir
und al-Hijra)

16. DJABALI, Abderrahmane (alias Touil), geboren am 1.6.1970 in Algerien (Mitglied von al-Takfir und al-Hijra)

17. * ECHEBERRIA SIMARRO, Leire (E.T.A.-Aktivist), geboren am 20.12.1977 in Basauri (Viscaya), Personalausweis
Nr. 45 625 646

18. * ECHEGARAY ACHIRICA, Alfonso (E.T.A.-Aktivist), geboren am 10.1.1958 in Plencia (Viscaya), Personalausweis
Nr. 16 027 051

19. EL-HOORIE, Ali Saed Bin Ali (alias AL-HOURI, Ali Saed Bin Ali; alias EL-HOURI, Ali Saed Bin Ali), geboren am
10.7.1965 oder 11.7.1965 in El Dibabiya, Saudi-Arabien; saudi-arabischer Staatsangehöriger

20. FAHAS, Sofiane Yacine, geboren am 10.9.1971 in Algier (Algerien) (Mitglied von al-Takfir und al-Hijra)

21. * GOGEASCOECHEA ARRONATEGUI, Eneko (E.T.A.-Aktivist), geboren am 29.4.1967 in Guernica (Viscaya),
Personalausweis Nr. 44 556 097

22. * IPARRAGUIRRE GUENECHEA, Ma Soledad (E.T.A.-Aktivist), geboren am 25.4.1961 in Escoriaza (Navarra),
Personalausweis Nr. 16 255 819

23. * IZTUETA BARANDICA, Enrique (E.T.A.-Aktivist), geboren am 30.7.1955 in Santurce (Viscaya), Personalausweis
Nr. 14 929 950
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24. IZZ-AL-DIN, Hasan (alias GARBAYA, AHMED; alias SA-ID; alias SALWWAN, Samir), geboren 1963 in Libanon;
libanesischer Staatsangehöriger

25. LASSASSI, Saber (alias Mimiche), geboren am 30.11.1970 in Constantine (Algerien) (Mitglied von al-Takfir und
al-Hijra)

26. MOHAMMED, Khalid Shaikh (alias ALI, Salem; alias BIN KHALID, Fahd Bin Adballah; alias HENIN, Ashraf Refaat
Nabith; alias WADOOD, Khalid Adbul), geboren am 14.4.1965 oder 1.3.1964 in Pakistan, Reisepass Nr. 488555

27. MOKTARI, Fateh (alias Ferdi Omar), geboren am 26.12.1974 in Hussein Dey (Algerien) (Mitglied von al-Takfir und
al-Hijra)

28. * MORCILLO TORRES, Gracia (E.T.A.-Aktivist; Mitglied von Kas/Ekin), geboren am 15.3.1967 in San Sebastián
(Guipúzcoa), Personalausweis Nr. 72 439 052

29. MUGHNIYAH, Imad Fa'iz (alias MUGHNIYAH, Imad Fayiz), führendes Mitglied des Hesbollah-Nachrichtendienstes,
geboren am 7.12.1962 in Tayr Dibba, Libanon, Reisepass Nr. 432298 (Libanon)

30. * NARVAEZ GOÑI, Juan Jesús (E.T.A.-Aktivist), geboren am 23.2.1961 in Pamplona (Navarra), Personalausweis
Nr. 15 841 101

31. NOUARA, Farid, geboren am 25.11.1973 in Algier (Algerien) (Mitglied von al-Takfir und al-Hijra)

32. * ORBE SEVILLANO, Zigor (E.T.A.-Aktivist; Mitglied von Jarrai/Haika/Segi), geboren am 22.9.1975 in Basauri
(Viscaya), Personalausweis Nr. 45 622 851

33. * PALACIOS ALDAY, Gorka (E.T.A.-Aktivist; Mitglied von K. Madrid), geboren am 17.10.1974 in Baracaldo
(Viscaya), Personalausweis Nr. 30 654 356

34. * PEREZ ARAMBURU, Jon Iñaki (E.T.A.-Aktivist; Mitglied von Jarrai/Haika/Segi), geboren am 18.9.1964 in San
Sebastián (Guipúzcoa), Personalausweis Nr. 15 976 521

35. * QUINTANA ZORROZUA, Asier (E.T.A.-Aktivist; Mitglied von K. Madrid), geboren am 27.2.1968 in Bilbao
(Viscaya), Personalausweis Nr. 30 609 430

36. RESSOUS, Hoari (alias Hallasa Farid), geboren am 11.9.1968 in Algier (Algerien) (Mitglied von al-Takfir und al-Hijra)

37. * RUBENACH ROIG, Juan Luis (E.T.A.-Aktivist; Mitglied von K. Madrid), geboren am 18.9.1963 in Bilbao (Viscaya),
Personalausweis Nr. 18 197 545

38. SEDKAOUI, Noureddine (alias Nounou), geboren am 23.6.1963 in Algier (Algerien) (Mitglied von al-Takfir und
al-Hijra)

39. SELMANI, Abdelghani (alias Gano), geboren am 14.6.1974 in Algier (Algerien) (Mitglied von al-Takfir und al-Hijra)

40. SENOUCI, Sofiane, geboren am 15.4.1971 in Hussein Dey (Algerien) (Mitglied von al-Takfir und al-Hijra)

41. SISON, Jose Maria (alias Armando Liwanag, alias Joma, Führer der Kommunistische Partei der Philippinen; einschließ-
lich der New People’s Army — NPA ), geboren am 8.2.1939 in Cabugao, Philippinen

42. TINGUALI, Mohammed (alias Mouh di Kouba), geboren am 21.4.1964 in Blida (Algerien) (Mitglied von al-Takfir und
al-Hijra)

43. * URANGA ARTOLA, Kemen (E.T.A.-Aktivist; Mitglied von Herri Batasuna/E.H./Batasuna), geboren am 25.5.1969 in
Ondarroa (Viscaya), Personalausweis Nr. 30 627 290

44. * VALLEJO FRANCO, Iñigo (E.T.A.-Aktivist), geboren am 21.5.1976 in Bilbao (Viscaya), Personalausweis
Nr. 29 036 694

45. * VILA MICHELENA, Fermín (E.T.A.-Aktivist; Mitglied von Kas/Ekin), geboren am 12.3.1970 in Irún (Guipúzcoa),
Personalausweis Nr. 15 254 214

2. GRUPPEN UND ORGANISATIONEN

1. Abu Nidal Organisation — ANO (alias Fatah Revolutionary Council/Fatah-Revolutionsrat, alias Arab Revolutionary
Brigades/Arabische Revolutionäre Brigaden, alias Black September/Schwarzer September, alias Revolutionary Organi-
sation of Socialist Muslims/Revolutionäre Organisation der Sozialistischen Moslems)

2. Al-Aqsa-Martyr’s Brigade (Al-Aksa-Märtyrerbrigade)

3. Al-Aqsa e.V.
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4. Al-Takfir und al-Hijra

5. * Nuclei Territoriali Antimperialisti (Anti-imperialistische territoriale Einheiten)

6. * Cooperativa Artigiana Fuoco ed Affini — Occasionalmente Spettacolare (Kunsthandwerker-Genossenschaft Feuer
u.ä. — gelegentlich spektakulär)

7. * Nuclei Armati per il Comunismo (Bewaffnete Einheiten für den Kommunismus)

8. Aum Shinrikyo (alias AUM, alias Aum Supreme Truth, alias Aleph)

9. Babbar Khalsa

10. * CCCCC — Cellula Contro Capitale, Carcere, i suoi Carcerieri e le sue Celle (CCCCC — Einheit gegen das Kapital, das
Gefängnis, die Schließer und ihre Zellen)

11. Kommunistische Partei der Philippinen; einschließlich der New People’s Army — NPA (Neue Volksarmee), verknüpft
mit Sison Jose Maria C. (alias Armando Liwanag, alias Joma, NPA-Führer der Kommunistische Partei der Philippinen;
einschließlich der NPA)

12. * Continuity Irish Republican Army (CIRA)

13. * Euskadi Ta Askatasuna/Tierra Vasca y Libertad/Baskisches Vaterland und Freiheit (E.T.A.) (Folgende Organisationen
gehören zur terroristischen Vereinigung E.T.A.: K.a.s., Xaki, Ekin, Jarrai-Haika-Segi, Gestoras pro-amnistía, Askatasuna,
Batasuna (alias Herri Batasuna, alias Euskal Herritarrok)

14. Gama'a al-Islamiyya (Islamische Gruppe) (alias Al-Gama'a al-Islamiyya, IG)

15. Front islamique des combattants du Grand Orient (Front der islamischen Kämpfer des Großen Ostens) (IBDA-C)

16. * Grupos de Resistencia Antifascista Primero de Octubre — G.R.A.P.O (Gruppen des antifaschistischen Widerstands
des 1. Oktober)

17. Hamas (Hamas-Izz al-Din al-Qassem inbegriffen)

18. Hisbollah-Mudschaheddin (HM)

19. Holy Land Foundation for Relief and Development (Stiftung für Hilfe und Entwicklung im Heiligen Land)

20. International Sikh Youth Federation — ISYF (Internationaler Sikh-Jugendverband)

21. * Solidarietà Internazionale (Internationale Solidarität)

22. Kahane Chai (Kach)

23. Kurdische Arbeiterpartei (PKK), (alias KADEK, alias KONGRA-GEL)

24. * Loyalist Volunteer Force — LVF

25. Mujahedin-e Khalq Organisation (MEK oder MKO) [außer National Council of Resistance of Iran/Nationaler Wider-
standsrat des Iran — NCRI] (alias National Liberation Army of Iran/Nationale Befreiungsarmee Iran (NLA, militanter
Flügel der MEK), People’s Mujahidin of Iran/Volksmudschaheddin von Iran (PMOI), Muslim Iranian Student's Socie-
ty/Islamisch-Iranischer Studentenverband)

26. Nationale Befreiungsarmee (Ejército de Liberación Nacional)

27. * Orange Volunteers — OV

28. Front de libération de la Palestine (FLP) — Palestine Liberation Front — PLF (Palästinensische Befreiungsfront)

29. Jihad islamique palestinienne — Palestinian Islamic Jihad — PIJ (Palästinensischer Islamischer Dschihad)

30. Front populaire de libération de la Palestine (FPLP) — Popular Front for the Liberation of Palestine — PFLP (Volks-
front für die Befreiung Palästinas)

31. Front populaire de libération de la Palestine (FPLP) — Commandement général (FPLP-Commandement général) —
Popular Front for the Liberation of Palestine — General Command (Generalkommando der Volksfront für die
Befreiung Palästinas) (alias PFLP-General Command)

32. * Real IRA (Wahre IRA)
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33. * Brigate Rosse per la Costruzione del Partito Comunista Combattente (Rote Brigaden für den Aufbau der
kämpfenden kommunistischen Partei)

34. * Red Hand Defenders (RHD)

35. Fuerzas armadas revolucionarias de Colombia — FARC (Revolutionäre Armee von Kolumbien)

36. * Epanastatiki Pirines (Revolutionäre Zellen)

37. * Dekati Evdomi Noemvri (Revolutionäre Organisation 17. November)

38. Revolutionary Peoples’s Liberation Army/Front/Party — DHKP/C (Revolutionäre Volksbefreiungsarmee/-front/-partei
(alias Devrimci Sol/Revolutionäre Linke — Dev Sol)

39. * Epanastatikos Laikos Agonas — ELA (Revolutionärer Volkskampf)

40. Sendero Luminoso — SL (Leuchtender Pfad)

41. Stichting Al Aqsa (Al-Aksa-Stiftung) (alias Stichting Al Aqsa Nederland, alias Al Aqsa Nederland)

42. * Brigata XX Luglio (Brigade 20. Juli)

43. * Ulster Defence Association/Ulster Freedom Fighters — UDA/UFF (Ulster-Schutzvereinigung/-Freiheitskämpfer)

44. Autodefensas Unidas de Colombia — AUC (Vereinte Selbstverteidigungsgruppen von Kolumbien)

45. * Nucleo di Iniziativa Proletaria Rivoluzionaria (Einheit „Revolutionär-proletarische Initiative“)

46. * Nuclei di Iniziativa Proletaria (Einheiten für proletarische Initiative)

47. * F.A.I. — Federazione Anarchica Informale (Informelle anarchistische Föderation)
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BESCHLUSS 2005/848/EG DES RATES

vom 29. November 2005

zur Durchführung von Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 über spezifische,
gegen bestimmte Personen und Organisationen gerichtete restriktive Maßnahmen zur Bekämpfung

des Terrorismus und zur Aufhebung des Beschlusses 2005/722/EG

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 des Rates vom
27. Dezember 2001 über spezifische, gegen bestimmte Perso-
nen und Organisationen gerichtete restriktive Maßnahmen zur
Bekämpfung des Terrorismus (1), insbesondere auf Artikel 2 Ab-
satz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 17. Oktober 2005 hat der Rat den Beschluss
2005/722/EG zur Durchführung von Artikel 2 Absatz
3 der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 über spezifische,
gegen bestimmte Personen und Organisationen gerichtete
restriktive Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus
und zur Aufhebung des Beschlusses 2005/428/GASP (2)
angenommen.

(2) Es wurde beschlossen, eine aktualisierte Liste der Perso-
nen, Gruppen und Organisationen, auf die die Verord-
nung (EG) Nr. 2580/2001 Anwendung findet, anzuneh-
men —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Die Liste nach Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
2580/2001 erhält folgende Fassung:

1. PERSONEN

1. ABOU, Rabah Naami (alias Naami Hamza; alias Mihoubi
Faycal; alias Fellah Ahmed; alias Dafri Rèmi Lahdi), ge-
boren am 1.2.1966 in Algier (Algerien) (Mitglied von al-
Takfir und al-Hijra)

2. ABOUD, Maisi (alias „der schweizerische Abderrahmane“),
geboren 17.10.1964 in Algier (Algerien) (Mitglied von
al-Takfir und al-Hijra)

3. AL-MUGHASSIL, Ahmad Ibrahim (alias ABU OMRAN; alias
AL-MUGHASSIL, Ahmed Ibrahim), geboren am
26.6.1967 in Qatif-Bab al Shamal, Saudi-Arabien;
saudi-arabischer Staatsangehöriger

4. AL-NASSER, Abdelkarim Hussein Mohamed, geboren in
Al Ihsa, Saudi-Arabien; saudi-arabischer Staatsangehöri-
ger

5. AL-YACOUB, Ibrahim Salih Mohammed, geboren am
16.10.1966 in Tarut, Saudi-Arabien; saudi-arabischer
Staatsangehöriger

6. ARIOUA, Azzedine, geboren am 20.11.1960 in Constan-
tine (Algerien) (Mitglied von al-Takfir und al-Hijra)

7. ARIOUA, Kamel (alias Lamine Kamel), geboren am
18.8.1969 in Constantine (Algerien) (Mitglied von al-
Takfir und al-Hijra)

8. ASLI, Mohamed (alias Dahmane Mohamed), geboren am
13.5.1975 in Ain Taya (Algerien) (Mitglied von al-Takfir
und al-Hijra)

9. ASLI, Rabah, geboren am 13.5.1975 in Ain Taya (Alge-
rien) (Mitglied von al-Takfir und al-Hijra)

10. ATWA, Ali (alias BOUSLIM, Ammar Mansour; alias SA-
LIM, Hassan Rostom), Libanon, geboren 1960 in Liba-
non; libanesischer Staatsangehöriger

11. DARIB, Noureddine (alias Carreto; alias Zitoun Mourad),
geboren am 1.2.1972 in Algerien (Mitglied von al-Takfir
und al-Hijra)

12. DJABALI, Abderrahmane (alias Touil), geboren am
1.6.1970 in Algerien (Mitglied von al-Takfir und al-
Hijra)

13. EL-HOORIE, Ali Saed Bin Ali (alias AL-HOURI, Ali Saed
Bin Ali; alias EL-HOURI, Ali Saed Bin Ali), geboren am
10.7.1965 oder 11.7.1965 in El Dibabiya, Saudi-Ara-
bien; saudi-arabischer Staatsangehöriger

14. FAHAS, Sofiane Yacine, geboren am 10.09.1971 in Al-
gier (Algerien) (Mitglied von al-Takfir und al-Hijra)

15. IZZ-AL-DIN, Hasan (alias GARBAYA, AHMED; alias SA-ID;
alias SALWWAN, Samir), geboren 1963 in Libanon; liba-
nesischer Staatsangehöriger

16. LASSASSI, Saber (alias Mimiche), geboren am
30.11.1970 in Constantine (Algerien) (Mitglied von al-
Takfir und al-Hijra)

17. MOHAMMED, Khalid Shaikh (alias ALI, Salem; alias BIN
KHALID, Fahd Bin Adballah; alias HENIN, Ashraf Refaat
Nabith; alias WADOOD, Khalid Adbul), geboren am
14.4.1965 oder 1.3.1964 in Pakistan, Pass Nr. 488555

18. MOKTARI, Fateh (alias Ferdi Omar), geboren am
26.12.1974 in Hussein Dey (Algerien) (Mitglied von
al-Takfir und al-Hijra)

19. MUGHNIYAH, Imad Fa'iz (alias MUGHNIYAH, Imad Fayiz),
führendes Mitglied des Hesbollah-Nachrichtendienstes,
geboren am 7.12.1962 in Tayr Dibba, Libanon, Pass
Nr. 432298 (Libanon)

20. NOUARA, Farid, geboren am 25.11.1973 in Algier (Al-
gerien) (Mitglied von al-Takfir und al-Hijra)
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21. RESSOUS, Hoari (alias Hallasa Farid), geboren am
11.9.1968 in Algier (Algerien) (Mitglied von al-Takfir
und al-Hijra)

22. SEDKAOUI, Noureddine (alias Nounou), geboren am
23.6.1963 in Algier (Algerien) (Mitglied von al-Takfir
und al-Hijra)

23. SELMANI, Abdelghani (alias Gano), geboren am
14.6.1974 in Algier (Algerien) (Mitglied von al-Takfir
und al-Hijra)

24. SENOUCI, Sofiane, geboren am 15.4.1971 in Hussein
Dey (Algerien) (Mitglied von al-Takfir and al-Hijra)

25. SISON, Jose Maria (alias Armando Liwanag, alias Joma,
Führer der Kommunistische Partei der Philippinen; ein-
schließlich der New People’s Army — NPA ) geboren
am 8.2.1939 in Cabugao, Philippinen

26. TINGUALI, Mohammed (alias Mouh di Kouba), geboren
am 21.4.1964 in Blida (Algerien) (Mitglied von al-Takfir
und al-Hijra)

2. GRUPPEN UND ORGANISATIONEN

1. Abu Nidal Organisation — ANO (alias Fatah Revolutio-
nary Council/Fatah-Revolutionsrat, alias Arab Revolutio-
nary Brigades/Arabische Revolutionäre Brigaden, alias
Black September/Schwarzer September, alias Revolutio-
nary Organisation of Socialist Muslims/Revolutionäre
Organisation der Sozialistischen Moslems)

2. Al-Aqsa-Martyr’s Brigade (Al-Aksa-Märtyrerbrigade)

3. Al-Aqsa e.V.

4. Al-Takfir und al-Hijra

5. Aum Shinrikyo (alias AUM, alias Aum Supreme Truth,
alias Aleph)

6. Babbar Khalsa

7. Kommunistische Partei der Philippinen; einschließlich
der New People’s Army — NPA (Neue Volksarmee),
verknüpft mit Sison Jose Maria C. (alias Armando Liwa-
nag, alias Joma, NPA-Führer der Kommunistische Partei
der Philippinen; einschließlich der NPA)

8. Gama'a al-Islamiyya (Islamische Gruppe) (alias Al-Ga-
ma'a al-Islamiyya, IG)

9. Front der islamischen Kämpfer des Großen Ostens
(IBDA-C)

10. Hamas (Hamas-Izz al-Din al-Qassem inbegriffen)

11. Hisbollah-Mudschaheddin (HM)

12. Holy Land Foundation for Relief and Development (Stif-
tung für Hilfe und Entwicklung im Heiligen Land)

13. International Sikh Youth Federation — ISYF (Internatio-
naler Sikh-Jugendverband)

14. Kahane Chai (Kach)

15. Kurdische Arbeiterpartei (PKK), (alias KADEK, alias
KONGRA-GEL)

16. Mujahedin-e Khalq Organisation (MEK oder MKO) [au-
ßer National Council of Resistance of Iran/Nationaler
Widerstandsrat von Iran — NCRI] (alias National Libe-
ration Army of Iran/Nationale Befreiungsarmee Iran
(NLA, militanter Flügel der MEK), People’s Mujahidin
of Iran/Volksmudschaheddin von Iran (PMOI), Muslim
Iranian Student's Society/Islamisch-Iranischer Studenten-
verband)

17. Nationale Befreiungsarmee (Ejército de Liberación Nacio-
nal)

18. Palestine Liberation Front — PLF (Palästinensische Be-
freiungsfront)

19. Palestinian Islamic Jihad — PIJ (Palästinensischer Islami-
scher Dschihad)

20. Popular Front for the Liberation of Palestine — PFLP
(Volksfront für die Befreiung Palästinas)

21. Popular Front for the Liberation of Palestine — General
Command (Generalkommando der Volksfront für die
Befreiung Palästinas) (alias PFLP-General Command, alias
PFLP-GC)

22. Fuerzas armadas revolucionarias de Colombia — FARC
(Revolutionäre Armee von Kolumbien)

23. Revolutionary Peoples’s Liberation Army/Front/Party —

DHKP/C (Revolutionäre Volksbefreiungsarmee/-front/
-partei (alias Devrimci Sol/Revolutionäre Linke — Dev
Sol)

24. Sendero Luminoso — SL (Leuchtender Pfad)

25. Stichting Al Aqsa (Al-Aksa-Stiftung) (alias Stichting Al
Aqsa Nederland, alias Al Aqsa Nederland)

26. Autodefensas Unidas de Colombia — AUC (Vereinte
Selbstverteidigungsgruppen von Kolumbien)

Artikel 2

Der Beschluss 2005/722/EG wird aufgehoben.

Artikel 3

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver-
öffentlicht.

Er wird am Tag seiner Veröffentlichung wirksam.

Geschehen zu Brüssel am 29. November 2005.

Im Namen des Rates
Der Präsident
A. JOHNSON
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